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Mit Entwicklungspolitik sollte man danach streben, 
dass alle Entwicklung ökologisch nachhaltig ist. 
Ägypten. Mark Henley/Panos Pictures 
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1
Entwicklungspolitik ist ein Teil der Außen- und 
Sicherheitspolitik Finnlands. 

Mit der Entwicklungspolitik übt man einen Einfluss 
auf die weltweiten Bemühungen zur Abschaffung 
der Armut durch eine ökonomisch, sozial und öko-
logisch nachhaltige Entwicklung aus. Eine Schlüs-
selstellung nehmen hierbei die Vereinten Nationen 
(UNO) samt ihren Sonder- und Unterorganisationen 
sowie ihren Tätigkeitsprogrammen ein. Entwick-
lungspolitik ist auch ein Teil der Außenbeziehungen 
der Europäischen Union, an deren Weiterentwick-
lung und Verwirklichung sich Finnland als Mitglied 
der Union aktiv beteiligt.

In diesem Jahrtausend ist man von der Politik der Ent-
wicklungszusammenarbeit zu einer ganzheitlichen 
Entwicklungspolitik übergegangen. Man hat erkannt, 
dass man Veränderungen auch in anderen Sektoren 
der Politik herbeiführen muss, mit denen man einen 
Einfluss auf die Stellung der Entwicklungsländer aus-
übt. Bei der Realisierung der Entwicklungspolitik 
liegt das Schwergewicht auf der internationalen Ent-
wicklungszusammenarbeit, die zwischen den Indust-
rie- und den Entwicklungsländern auf der Grundlage 
des Partnerschaftsgedankens sowohl multilateral als 
auch bilateral betrieben wird. Von der Entwicklungs-
hilfe ist man zu einer echten Zusammenarbeit überge-
gangen, bei der die Eigenverantwortung - das Owner-
ship-Prinzip - der Entwicklungsländer betont wird.

Mit der Entwicklungspolitik muss man danach stre-
ben, dass sämtliche Entwicklung auf der Welt öko-
logisch nachhaltig ist. Deswegen bemüht man sich, 
auf das Zustandekommen von ökologisch nachhalti-
gen Produktions- und Konsumpraktiken sowohl in 
den industrialisierten Ländern als auch in den Ent-
wicklungsländern einzuwirken. 

Die finnische Entwicklungspolitik wird vom Minis-
terium für Auswärtige Angelegenheiten geplant, 

ausgearbeitet und realisiert, und zwar in enger 
Zusammenarbeit mit anderen Ministerien, mit 
Nichtregierungsorganisationen, mit den Verbän-
den des Wirtschaftslebens und der gesamten finni-
schen Gesellschaft. Die Entwicklungspolitik wird 
von dem Entwicklungspolitischen Programm der 
Regierung gesteuert.

Die finnische Regierung hat das vorherige Entwick-
lungspolitische Programm im Jahre 2004 ausgear-

Die neuen Herausforderungen 
der Entwicklungspolitik

Sonnenkocher sind ein Beispiel für eine Technologie, 
die erneuerbare Energie verwendet und den 
Entwicklungsländern nutzt. Nepal. Foto: Chris de Bode/
Panos Pictures
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beitet. Hiernach sind neue und wachsende Heraus-
forderungen zutage getreten. 

Das durch die Globalisierung zustande gekommene 
starke Wirtschaftswachstum hat zu einer gestiege-
nen Nachfrage nach Naturressourcen und zu einer 
spürbaren Erhöhung der Preise der wichtigsten Roh-
stoffe geführt. In diesem Jahrzehnt sind zum ersten 
Mal seit Jahrzehnten die Preise für die Basisgetrei-
desorten gestiegen, und man erwartet, dass dieser 
Anstieg weiter anhalten wird. Dies wird sich stark 
auf das Leben in den Entwicklungsländern und das 
der armen Menschen auswirken, gleich ob diese nun 
Produzenten oder Verbraucher sind.

Auf der anderen Seite ist das umfangreiche Wirt-
schaftswachstum dabei, zu einer Erschöpfung der 
nicht erneuerbaren Naturressourcen und zu deren 
ökologisch nicht nachhaltigen Nutzung, zu einer 
Abnahme der Biodiversität, zum Klimawandel und 
zur Beschädigung der Lebensumwelt zu führen, was 
an den Grundlagen der nachhaltigen Entwicklung 
nagt. Die Erschöpfung der Naturressourcen und die 
Zerstörung der Umwelt verursachen für ihren Teil 
auch Konflikte und erschweren deren Beilegung.

Diese Entwicklung ist in dem Regierungsprogramm 
berücksichtigt worden, in dem es heißt: „Finnland 
betont in seiner Entwicklungspolitik stärker als 
zuvor die Klima- und Umweltfragen, die Verhü-
tung von Krisen und die Unterstützung der Frie-
densprozesse“.

Während die Herausforderungen an die Entwick-
lungspolitik gewachsen sind, hat man auch neue 
Lösungsmodelle entwickelt. Man hat begonnen, den 
Klimawandel und andere Umweltrisiken mit einer 
umfassenden internationalen Zusammenarbeit zu 
bekämpfen, und zwar durch die Entwicklung neuer 
Steuerungsmittel und die Nutzung neuster Techno-
logien. Auf der anderen Seite kann man neue Tech-
nologien auch zum Zustandebringen einer ökolo-
gisch nachhaltigen Entwicklung nutzen. Hierbei 
kommen zum Beispiel der Informations- und der 
Biotechnik eine große Bedeutung zu. 

Das von der Globalisierung erzeugte Wirtschafts-
wachstum wirkt auch auf die Erreichung der Ziele 
der Entwicklungspolitik. Die Armut hat vor allem 
in denjenigen Ländern spürbar abgenommen, in 

denen man eine günstige wirtschaftliche Entwick-
lung zustande gebracht hat. Auf der anderen Seite 
muss man in vielen Ländern, vor allem in dem Teil 
Afrikas, der südlich der Sahara liegt, die Entwick-
lungsanstrengungen effektivieren. Auch die Bedeu-
tung der Migration als internationale Entwicklungs-
frage hat zugenommen.

Die tief greifenden Auswirkungen der Globalisie-
rung auf das Leben der gesamten Menschheit hat 
das Bedürfnis erzeugt, durch eine Entwicklung des 
internationalen Zusammenarbeits- und Abkom-
mensystems („Global Governance“) die Globalisie-
rungsprozesse zu steuern und zu kontrollieren.

Finnland hat sich an der Diskussion über die Kon-
trolle der Globalisierung beteiligt, indem es im Rah-
men des so genannten Helsinki-Prozesses den Dialog 
zwischen den Entwicklungsländern und den indus-
trialisierten Ländern angekurbelt hat. Diese Arbeit 
wird weitergeführt, und zwar vor allem durch die 
Förderung einer nachhaltigen Entwicklung und der 
Friedensprozesse.

Bei der Kontrolle der Globalisierung geht es an sich 
um die Entwicklung einer ganzheitlichen Globalpo-
litik, einer umfassenden Entwicklungspolitik. Die 
Grundlage für diese umfassende Entwicklungspo-
litik wird auf nationaler und internationaler Ebene 
durch die Diskussion über die Globalethik geschaf-
fen, bei der unter anderem die Beziehung zwischen 
den Menschenrechten und den Pflichten des Men-
schen („Human Rights and Responsibilities“) erör-
tert werden.

Auch Staaten haben Verpflichtungen und Verbind-
lichkeiten, und zwar gegenüber ihren Bürgern, 
gegenüber der Umwelt und auch gegenüber ande-
ren Ländern. Die internationale Realisierung dieser 
Pflichten schafft die Grundlage für eine gemeinsame 
Sicherheit und Entwicklung.

Die Demokratie- und Rechtsstaatsentwicklung 
sowie die Stärkung einer funktionsfähigen Bürger-
gesellschaft schaffen die Voraussetzungen für eine 
wirtschaftlich, ökologisch und gesellschaftlich nach-
haltige Entwicklung. Die gleichzeitige Stärkung 
der Entwicklung und der Sicherheit setzt Dialog, 
Koordination und Zusammenarbeit zwischen allen 
Akteuren voraus.
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Die weltweite Zusammenarbeit zwischen den Völ-
kern hat eigentlich erst nach dem Zweiten Welt-
krieg begonnen, als die UNO gegründet wurde. Der 
Völkerbund, der nach dem Ersten Weltkrieg gebil-
det wurde, war eine Organisation, die sich vor allem 
auf die militärische Sicherheit konzentrierte, und als 
solche hat er nur eine geringe Bedeutung erlangt.

Die Siegermächte des Zweiten Weltkrieges haben die 
UNO vor allem als System der kollektiven Sicher-
heit geschaffen, aber die UNO hat von Anfang an 
auch Aufgaben übernommen, die mit Entwicklung 

zusammenhingen. Sicherheit wurde schon damals 
in einem weiten Sinne verstanden, und zwar in der 
Weise, dass Entwicklung die Voraussetzung für 
einen dauerhaften Frieden bildet. Außerdem gin-
gen aus der Charta der UNO die gemeinsamen Ide-
ale der Menschheit hervor.

Die Entwicklungsziele wurden in Artikel 55 der 
Charta der UNO definiert, demzufolge die Vereinten 
Nationen die Erhöhung des Lebensstandards, Vollbe-
schäftigung, ökonomischen und sozialen Fortschritt 
und die Entwicklung sowie die Lösung von wirt-

Die Phasen der umfassenden 
Entwicklungspolitik: von kollektiver Sicherheit 
zu nachhaltiger Entwicklung

Nachhaltige Entwicklung ist die Voraussetzung für die Abschaffung der Armut. Vietnam. Foto: Jean-Leo Dugast/Panos Pictures
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schaftlichen, sozialen, gesundheitlichen und anderen 
derartigen Problemen fördern sollen. Desweiteren 
haben die Vereinten Nationen auch die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der Bildung und Erziehung 
sowie die Achtung der Menschenrechte und Grund-
freiheiten überall auf der Welt zu fördern. 

Zur Verfolgung ihrer Entwicklungsziele haben die 
Vereinten Nationen und ihre Mitgliedstaaten meh-
rere Sonderorganisationen, Unterorganisationen 
und Aktionsprogramme ins Leben gerufen. Und 
zusätzlich zu multilateralen Entwicklungsbemü-
hungen haben die Mitgliedstaaten der UNO auch 
bilaterale Entwicklungszusammenarbeit zu betrei-
ben begonnen. 

Seit den 1960er Jahren sind im Rahmen der UNO 
quantitative Ziele für die internationale Entwick-
lungszusammenarbeit sowohl hinsichtlich des 
Gesamtbetrages der Entwicklungshilfe (des Anteils 
am Bruttonationalprodukt) als auch bezüglich des 
Anteils der Hilfe für die am wenigsten entwickelten 
Länder („Least Developed Countries“, LDCs) abge-
steckt worden. In zunehmendem Maße hat man 
begonnen, sein Augenmerk außer auf die Menge 
auch auf die Qualität und den Erfolg der Entwick-
lungszusammenarbeit zu richten. Auf der im Jahre 
2002 in Monterrey abgehaltenen Konferenz wurde 
eine internationale Verpflichtung sowohl über die 
Erhöhung der Entwicklungsfinanzierung als auch 
über die Maßnahmen der Entwicklungsländer zur 
Verbesserung ihres Tätigkeitsumfelds erreicht. 

Der Betrag der offiziellen Entwicklungshilfe ist stark 
gestiegen, und in diesem Jahr hat er sich beinahe ver-
doppelt. Die Struktur der internationalen Entwick-
lungshilfe hat sich gewandelt: Man hat neue Sonder-
fonds für ein Thema gegründet, die Zusammenarbeit 
zwischen den Hilfeleistenden hat sich vermehrt, und 
von der Mittelverwendung wird immer mehr ver-
langt, dass Ergebnisse aufgezeigt werden können. An 
der Entwicklungsfinanzierung haben sich nun auch 
China sowie andere, sich schnell entwickelnde Volks-
wirtschaften sowie große private Geldgeber beteiligt.

Die Helferländer der Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung (Organisa-
tion for Economic Co-operation and Development, 
OECD) haben Spielregeln für die Entwicklungszu-
sammenarbeit aufgestellt, und zwar indem sie unter 

Die nachhaltige Pflege und Nutzung regenerativer 
Naturressourcen sollte die Grundlage der 
Haushaltsführung einer jeden Nation sein. Nepal. 
Foto: Hannamari Rinne
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anderem definiert haben, welche Unterstützungen 
zur offiziellen Entwicklungshilfe (Official Develop-
ment Assistance, ODA) gerechnet werden können.

In den letzten Jahren hat man seine Aufmerksam-
keit zunehmend auf die Beziehungen zwischen dem 
Handel und der Entwicklung gerichtet. In den Ver-
handlungen der Welthandelsorganisation (World 
Trade Organisation, WTO), die 2001 in Doha ein-
geleitet worden sind (DDA; Doha Development 
Agenda), sind als ausdrückliche Ziele die Berück-
sichtigung der speziellen Bedürfnisse der Entwick-
lungsländer, besonders der am wenigsten entwickel-
ten Länder, die Entwicklung eines regelbasierten 
multilateralen Handelssystems sowie die Liberalisie-
rung des Handels zur Sicherung positiver Entwick-
lungsauswirkungen genannt worden. 

Der Zusammenhang zwischen Sicherheit, Entwick-
lung und Menschenrechten ist in den letzten Jahren 
in zunehmendem Maße zutage getreten. Auch das 
Entwicklungspolitische Kommunique der EU aus 
dem Jahre 2005 betont die ganzheitliche Behand-
lung dieser Fragen.

In der Charta der UNO finden Umweltprobleme 
keine Erwähnung. Zu der Zeit, ais die UNO gegrün-
det wurde, herrschte noch ein geringes Bewusstsein 
über diese Probleme. Die vehemente Industrialisie-
rung und Urbanisierung haben jedoch allmählich 
begonnen, schlimmer werdende Umweltproble-
me zu verursachen, die die Entscheidungsträger zu 
Abwehrmaßnahmen herausgefordert haben.

Im Jahre 1972 wurde in Stockholm die erste Umwelt-
konferenz der UNO abgehalten. Bei dieser Gele-
genheit wurde das UN-Umweltprogramm (Uni-
ted Nations Environment Programme, UNEP) ins 
Leben gerufen. Mit der Konferenz von Stockholm 
begann die Entwicklung hin zu einem modernen 
Denken bezüglich der Realisierung einer ökologisch 
nachhaltigen Entwicklung.

Die bedeutendsten Schritte bei der Förderung einer 
ökologisch nachhaltigen Entwicklung sind seit dem 
Ende der 1980er Jahre genommen worden: 

 1987 veröffentlichte die Weltkommission für 
Umwelt und Entwicklung (die Brundtland-Kom-
mission) den Bericht „Unsere gemeinsame Zukunft“. 

In ihm wurden die Umwelt und die Entwicklung 
miteinander in Beziehung gesetzt. Als ökologisch 
nachhaltig wurde eine Entwicklung definiert, die 
die gegenwärtigen Bedürfnisse befriedigt, ohne die 
Fähigkeit der zukünftigen Generation zu gefährden, 
ihre eigenen Bedürfnisse befriedigen zu können. 

 1992 wurde in Rio de Janeiro die Konferenz der 
Vereinten Nationen über Umwelt und Entwick-
lung (United Nations Conference on Environment 
and Development, UNCED) abgehalten, auf der der 
starke Zusammenhang zwischen der Umwelt und 
der Entwicklung betont wurde. Auf der Konferenz 
wurde die Rio-Erklärung über nachhaltige Ent-
wicklung und das Aktionsprogramm zur Umset-
zung der Erklärung (die Agenda 21) angenommen. 
Man begann, das Programm zum einen im Rahmen 
der UNEP und zum anderen in der Kommission für 
Nachhaltige Entwicklung (Commission on Sustai-
nable Development, CSD), die im Zusammenhang 
mit dem UN-Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC) 
gegründet wurde, zu verwirklichen. Die Staaten 
verpflichteten sich, sich für eine ökologisch nachhal-
tige Entwicklung, für die Reduzierung der Armut 
und die besondere Behandlung der Entwicklungs-
länder einzusetzen. In Rio wurden der Rahmenver-
trag über den Klimawandel (United Nations Frame-
work Convention on Climate Change, UNFCCC) 
sowie die Konvention über den Schutz der biolo-
gischen Vielfalt und über die nachhaltige Nutzung 
der Natur (United Nations Convention on Biologi-
cal Diversity, UNCBD) unterzeichnet.

 Gemäß des Beschlusses der Rio-Konferenz wur-
den die Verhandlungen zur Abfassung des Überein-
kommens zur Bekämpfung der Wüstenbildung ein-
geleitet, und 1996 trat das Übereinkommen in Kraft. 
Auf der in Madrid abgehaltenen 8. Vertragsstaaten-
konferenz wurde zur Effektivierung der Umset-
zung des Übereinkommens eine neue Strategie für 
die Jahre 2008–2018 angenommen. Mit dem Über-
einkommen will man der Verarmung des Bodens 
und der Wüstenbildung weltweit, vor allem aber in 
Afrika, entgegenwirken.

 Die Rio-Konferenz bedeutete auch den Start-
punkt für den Waldprozess der UNO, aus dem im 
Jahre 2001 das Waldforum der Vereinten Nationen 
(United Nations Forum on Forests, UNFF) her-
vorging. Im Frühjahr 2007 wurde ein alle Wälder 
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betreffendes, rechtlich nicht bindendes Instrument 
der internationalen Zusammenarbeit geschaffen, das 
die Voraussetzungen für die Fortsetzung der Arbeit 
des Waldforums und die daran gekoppelte Wald-
partnerschaft (Collaborative Partnership on Forests, 
CPF) für die Jahre 2008–2015 bildete.

 1997 wurde das die Klimarahmenkonvention prä-
zisierende Kyoto-Protokoll unterzeichnet, das für 
die Industrieländer verbindliche Verpflichtungen 
zur Reduzierung des Ausstoßes von Treibhausgasen 
für die Jahre 2008–2012, verglichen mit dem Stand 
von 1990, festschreibt. In dem Protokoll wurde ver-
einbart, die mit der Bekämpfung des Klimawandels 
verbundenen Verpflichtungen nach „gemeinsamen, 
aber differenzierten Verantwortlichkeiten“ zu tei-
len. Das Protokoll erkennt das Recht der Entwick-
lungsländer auf Wirtschaftswachstum an und lässt 
die Möglichkeit zu kosteneffektiven Emissionsredu-
zierungen mittels so genannter flexibler Mechanis-
men zu. Das Protokoll bestätigt die in der Klimarah-
menkonvention festgelegten Verpflichtungen, die 
nationalen Klimamaßnahmen und die Berichterstat-
tung der Entwicklungsländer zu finanzieren sowie 
den Technologietransfer und sonstige klimapoli-
tische Aktionen zu stützen. Das Protokoll trat am 
16.2.2005 in Kraft. Das Klimaregime nach der Ziel-
periode des Kyoto-Protokolls wird durch Bespre-
chungen und Verhandlungen vorbereitet.

 Das Ziel der Biodiversitätskonvention ist es, bis 
zum Jahre 2010 eine bedeutende Verlangsamung 
der Abnahme der Vielfalt der Natur zu erreichen. 
Auf dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung in 
Johannesburg im Jahre 2002 hat sich die EU einem 
strengerem Ziel verpflichtet, mit anderen Worten: 
im Gebiet der EU die Abnahme der Biodiversität 
bis zum Jahr 2010 zu stoppen. Die Realisierung der 

Konvention wird in regelmäßigen Vertragsstaaten-
konferenzen verfolgt. 

 Auf dem im Jahre 2000 veranstalteten UN-Millen-
niumsgipfel wurde die Milleniums-Erklärung über 
Entwicklung und Umwelt verabschiedet, in der die 
Millenniums-Entwicklungsziele (Millennium Deve-
lopment Goals, MDG) bezüglich der Abschaffung 
der Armut und der Verbesserung des Zustands der 
Umwelt aufgeführt sind. 

 2002 wurde in Johannesburg ein Nachhaltigkeits-
gipfel organisiert, dessen Vorbereitungen im Rahmen 
der CSD stattfanden. In Johannesburg wurde ein 
Aktionsprogramm zur Realisierung der nachhaltigen 
Entwicklung zustande gebracht. Das Augenmerk 
richtet sich darin hauptsächlich auf die Abschaffung 
der Armut, die Veränderung von nicht nachhaltigen 
Konsum- und Produktionspraktiken, die Kontrol-
le von Chemikalien sowie den Schutz und die Pflege 
der Naturressourcenbasis, die für die wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Entwicklung nötig sind. 

 2005 bestätigte der World Summit die in Johan-
nesburg erteilten Verpflichtungen. In der auf dem 
Gipfel angenommenen Erklärung wurde betont, 
dass der Bedarf besteht, drei miteinander zusam-
menhängende und einander stützende Teilfakto-
ren der nachhaltigen Entwicklung zu verbinden: die 
wirtschaftliche Entwicklung, die gesellschaftliche 
Entwicklung und den Umweltschutz. Die Abschaf-
fung der Armut, die Veränderung von nicht nach-
haltigen Produktions- und Konsumpraktiken sowie 
die Sicherung der für die wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Entwicklung notwendigen Naturres-
sourcenbasis wurden als alles umfassende Ziele und 
wesentliche Voraussetzungen einer nachhaltigen 
Entwicklung festgelegt.
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Realisierung der nachhaltigen Entwicklung 3

3.1. Herausforderungen auf 
globaler Ebene

Die Grundsätze der nachhaltigen Entwicklung sind 
überall auf der Welt einzuhalten.

Die ökonomische Tätigkeit des Menschen ist in 
Harmonie mit der Natur zu bringen. Die zur Zeit 
von den westlichen Ländern ausgeübten Produk-
tions- und Konsumpraktiken lassen sich nicht auf 
alle Teile der Welt übertragen. Die Naturressourcen 
der Erde würden dazu nicht ausreichen, und unsere 
Lebensumwelt würde es nicht aushalten, wenn man 

sich überall auf der Welt dieselben Konsumgewohn-
heiten zu Eigen machen würde wie die in den Verei-
nigten Staaten oder in Westeuropa. Obwohl die Ent-
wicklung der Technik dabei hilft, die menschliche 
Ökonomie der natürlichen anzupassen, braucht man 
tief greifende Veränderungen in den westlichen Pro-
duktions-, Konsum- und Lebensweisen, die heutzu-
tage dabei sind, sich in den anderen Teile der Welt 
auszubreiten. Letztendlich geht es um Lebenswerte. 

Die Menschheit hat sich in der Zukunft mehr als 
heute auf erneuerbare Naturressourcen zu stüt-
zen. Alle Rohstoffe sind sparsam zu verwenden und 

Sauberes Trinkwasser ist für die Förderung der Gesundheit wichtig, und zwar nicht nur auf dem Lande, sondern auch 
in den Städten. Tansania. Foto: Mark Henley/Panos Pictures
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effektiv wiederzuverwerten. Die Umwelt ist sowohl 
vor Verschmutzung als auch vor Klimawandel zu 
schützen. Zudem ist der Rückgang der Biodiversi-
tät aufzuhalten. 

Die menschliche Ökonomie wird vor allem durch 
internationale Umweltübereinkommen und die 
von diesen vorausgesetzten nationalen politischen 
Instrumenten der natürlichen Ökonomie ange-
passt. So schlagen sich zum Beispiel der Vertrag 
über den Klimawandel und dessen Umsetzung 
auf nationaler Ebene darin nieder, dass man Ener-
gie und Naturressourcen spart und zunehmend 
zu regenerativen Energiequellen greift. Von zen-
traler Bedeutung ist hier der konsequente Einsatz 
ökonomischer Steuerungsinstrumente wie Steuer-
politik, Subventionen und der Emissionshandel. 
Außerdem müssen die Menschen lernen, sich stets 
die Realitäten der Natur zu vergegenwärtigen und 
bewusst nach ökologisch nachhaltigen Lebenswei-
sen zu streben. 

Während die Entwicklung in den Industrieländern 
bislang ein starkes, qualitatives, materielles Wachs-
tum angestrebt hat, muss man in der Zukunft nach 
einer Lebensqualität streben, zu der als wesentli-
che Elemente eine sichere, saubere und angenehme 
Lebensumwelt, gesunde Nahrungsmittel, ein geis-
tig reiches Leben sowie gute zwischenmenschliche 
Beziehungen gehören. Es muss das Ziel sein, dass 
allen Arbeitsfähigen eine menschenwürdige Arbeit 
geboten werden kann. Die Gesellschaft muss gesun-
den, indem man die Armut abschafft und die Ein-
kommensdifferenzen nivelliert. 

Den Entwicklungsländern selbst kommt die Macht 
und Verantwortung zu, über ihre eigene Entwick-
lung zu bestimmen. In der Entwicklungspolitik 
wird das Ownership-Prinzip der Entwicklungslän-
der betont. Die Entwicklungsländer können von den 
Fehlern, die die Industrieländer begangen haben, 
lernen und viele durch eine falsche Politik entstan-
dene Missstände vermeiden. Diejenigen Länder, 
die Hilfe erteilen, sollten in der Diskussion über die 
Entwicklungspolitik ihre eigenen Ansichten darü-
ber vorbringen, wie eine gute Entwicklung aussehen 
könnte. In dieser Hinsicht wird die Glaubwürdig-
keit der Helferländer besser, wenn wir bereit sind, 
unsere eigene Gesellschaft in die Richtung zu entwi-
ckeln, die wir unseren Partnerländern empfehlen.

Das wichtigste Ziel der Entwicklungspolitik ist 
gemäß der im Jahre 2000 gesetzten Millenniumszie-
le die Abschaffung der Armut. Man muss eine glo-
bale Entwicklungspartnerschaft zustande bringen, 
an der sich in den Entwicklungs- und den Indus-
trieländern sowohl der öffentliche als auch der pri-
vate Sektor beteiligen. Die Abschaffung der Armut 
ist nur dann möglich, wenn die Entwicklung in den 
Entwicklungsländern wirtschaftlich, gesellschaftlich 
und ökologisch nachhaltig ist. 

3.2. Nachhaltigkeit in der 
Entwicklungspolitik und 
Entwicklungszusammenarbeit

Die drei Dimensionen der Nachhaltigkeit sind 
untrennbar miteinander verbunden. Man muss eine 
stabile, die Armut reduzierende wirtschaftliche Ent-
wicklung zustande bringen, die auf einer ökologisch 
nachhaltigen Grundlage aufbaut. Damit dies mög-
lich ist, müssen in der Gesellschaft stabile Bedingun-
gen herrschen – man braucht Frieden und Sicherheit, 
die Achtung der Menschenrechte, eine die Gesell-
schaft vereinigende soziale und kulturelle Entwick-
lung sowie die Bekämpfung der Korruption. 

Erfahrungen haben gezeigt, dass eine günsti-
ge Wirtschaftsentwicklung das beste Instrument 
zur Abschaffung der Armut ist. Der internationale 
Handel und die Integration in einer regelbasierten 
internationale Wirtschaft in Verbindung mit Refor-
men im nationalen Bereich können das wirtschaft-
liche Wachstum der Entwicklungsländer erheblich 
beschleunigen. Zur Reduzierung der Armut ist es 
wichtig, auf die nationale Einkommensverteilung 
Einfluss zu nehmen. 

Bei der Weiterentwicklung des internationalen Han-
delssystems sind die speziellen Bedürfnisse der Ent-
wicklungsländer, besonders der ärmsten von ihnen, 
zu berücksichtigen. Ökologische und soziale Nach-
haltigkeit müssen auch bei der Verstärkung des 
Zusammenhangs zwischen Handel und Entwick-
lung das Ziel sein.

Für die Entwicklungsländer ist es wichtig, die Mög-
lichkeiten des Außenhandels bei der Förderung 
des Wirtschaftswachstums und der Reduzierung 
der Armut nutzen zu können. Entwicklung muss 
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in der Landwirtschaft, in der Industrieproduk-
tion und auch bei den Dienstleistungen stattfinden. 
Wirtschaftswachstum schafft neue Arbeitsplätze. 
Zugleich müssen die Grundnormen des Arbeitsle-
bens sowie die Realisierung einer anständigen, men-
schenwürdigen Arbeit gewährleistet werden.

Die Grundlage der Wirtschaft eines jeden Lan-
des besteht vor allem in der nachhaltigen Verwen-
dung und Nutzung der eigenen Naturressourcen. 
Die Grundbedürfnisse der Menschen lassen sich mit 
regenerativen Naturressourcen befriedigen. Aus der 
Natur bekommt man fast alles, was man zum tägli-
chen Leben braucht.

Die nachhaltige Pflege und Nutzung der regenerati-
ven Naturressourcen muss die Grundlage der Haus-
haltsführung einer jeden Nation sein. Die Pflege, der 
Schutz, die Nutzung und die Veredlung der Natur-
schätze beschäftigen zudem eine große Zahl an Men-
schen in einer dauerhaften und nachhaltigen Weise. 

Die regenerativen Naturressourcen sind mit lang-
fristiger Planung und unter effektivem Schutz der 
Umwelt zu nutzen. 

Entwicklung ist sowohl wirtschaftlich als auch 
gesellschaftlich nachhaltig gerade dann, wenn sie 
arme Bevölkerungsgruppen und Gebiete begüns-
tigt. Die Reduzierung der Armut hat eine gesun-
dende Wirkung auf die Gesellschaft, und zugleich 
stärkt sie die wirtschaftliche Basis, wenn alle Res-
sourcen einer Nation für die Stärkung der Entwick-
lung eingespannt werden können.

Der Regionalpolitik kommt bei der wirtschaftlichen 
Entwicklung der Entwicklungsländer eine zen-
trale Bedeutung zu. Die nachhaltige Nutzung aller 
Naturressourcen und wachsender Wohlstand auch 
in den ärmsten Gebieten sind wichtig für die gesam-
te Volkswirtschaft. Mit der Entwicklung regionaler 
Zentren und der ländlichen Gegenden kann man die 
Verslummung der Großstädte eindämmen und die 
mit ihrem Anwachsen verbundenen Umweltproble-
me abmildern. 

Moderne Technologien können in vieler Weise den 
wirtschaftlichen Aufschwung der Entwicklungslän-
der beschleunigen. Allein schnurlose Telefone und 
Datenkommunikationsverbindungen können ein 
spürbares Wirtschaftswachstum herbeiführen und 
in vieler Weise das Leben der Menschen erleichtern. 
Mit der Entwicklungszusammenarbeit soll man den 
Entwicklungsländern dabei helfen, die modernsten 
Technologien, angepasst an die jeweiligen Bedin-
gungen vor Ort, in effektiver Weise zu nutzen. 

Zur Erreichung der Millenniumsziele der UNO ist 
es wichtig, dass man ein größeres Augenmerk auf die 
Auswirkungen des Klimawandels richtet. Die ärmsten 
Länder und kleine Inselstaaten leiden am schlimms-
ten unter den nachteiligen Auswirkungen des Klima-
wandels, aber es stehen ihnen kaum Möglichkeiten 
zur Verfügung, sich dem Wandel anzupassen. 

Moderne Technologien helfen den Völkern der 
Entwicklungsländer zudem, ihre Lebensumwelt 
zu schützen und bereits entstandene Umweltschä-
den zu beheben. Man sollte die Entwicklungsländer 
dazu anspornen, sich an der internationalen Klima-
politik und der übrigen internationalen Kooperation 
zum Schutze der Umwelt zu beteiligen, und auf der 

Allein durch schnurlose Telefone und 
Kommunikationsverbindungen erzielt man 
Wirtschaftswachstum und erleichtert das Leben 
der Menschen in vieler Weise. Tansania. 
Foto: Mark Henley/Panos Pictures
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anderen Seite muss man ihnen helfen, sich den Fol-
gen des Klimawandels anzupassen.

Eine gute Ausbildung ist die Grundvoraussetzung 
für eine nachhaltige Entwicklung. In den Entwick-
lungsländern muss man sowohl für die Einrichtung 

eines Primärschulunterrichts als auch für höhere Bil-
dung sorgen. Die Stärke auch der Entwicklungslän-
der liegt in der Bildung, die sich auf das eigene kul-
turelle Erbe und die Achtung der Menschenrechte 
stützen muss. Bildung und Ausbildung müssen allen 
Bevölkerungsgruppen zugänglich sein. Dies ist das 

Die Verbesserung der Stellung von Frauen und Mädchen ist eines der Hauptthemen der finnischen 
Entwicklungspolitik. Nepal. Foto: Marja-Leena Kultanen
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Ziel des globalen Programms „Ausbildung für alle“ 
(„Education for all“). Besonders wichtig ist die Aus-
bildung von Frauen und Mädchen. 

Für die Gesundheit der Bevölkerung ist gute Sorge 
zu tragen. Nur gesunde Menschen sind in der Lage, 
sich zu entfalten, ihr materielles Auskommen zu ver-
bessern und stabile soziale Verhältnisse aufzubau-
en. Ein besonderes Augenmerk ist auf die Bekämp-
fung ansteckender Krankheiten, auf die sexuelle 
und reproduktive Gesundheit und die einschlägi-
gen Rechte, auf den Aufbau von Mütter- und Kin-
derberatungsstellen sowie auf die Entwicklung der 
gesundheitlichen Dienstleistungen und der grund-
legenden Gesundheitsfürsorge zu richten. Dies 
schafft zudem die Voraussetzungen für eine nach-
haltige Bevölkerungspolitik auf nationaler und glo-
baler Ebene. Der Zugang zu sauberem Wasser und 
gesunden Lebensmitteln sind bei der Förderung der 
Gesundheit der Menschen ebenfalls wichtig.

Die Migrationsbewegungen sind für die Entwick-
lungspolitik eine zentrale Frage, die in allen ihren 
Dimensionen untersucht werden muss. Die Situa-
tion in den Entwicklungsländern wird von den inter-
nen Bevölkerungen, von der Migration zwischen 
den Entwicklungsländern und von der Abwande-
rung in die Industrieländer beeinflusst. Das Ziel der 
Entwicklungspolitik ist es, die positiven Auswir-
kungen der Migrationsbewegungen zu unterstützen 
und nachteiligen Auswirkungen vorzubeugen.

Die Stabilität der gesellschaftlichen Verhältnisse bil-
det die Grundvoraussetzung für jegliche Entwick-
lung. In Krisensituationen kann es keinen Fort-
schritt geben. Eine besondere Aufmerksamkeit ist 
solchen Gesellschaften zu widmen, die unter Krisen 
leiden oder gerade dabei sind, sich von einer Kri-
se zu erholen. Nach Möglichkeit sollten Krisen im 
Voraus verhindert werden. Man muss die ganzheit-
liche Lösung von Krisen und die Rückkehr zu fried-
lichen und sicheren Verhältnissen unterstützen. Das 
Schaffen von Stabilität und Sicherheit, die Demo-
kratie- und Rechtsstaatentwicklung, die Stärkung 
der Menschenrechte, insbesondere der Stellung der 
Frauen, und die Unterstützung der Bürgergesell-
schaft bilden die Grundlage für eine nachhaltige 
Entwicklung. Die Aufgabe der Entwicklungspolitik 
ist es, sich dafür einzusetzen, dass die Sicherheit im 
weiteren Sinne des Wortes verbessert wird. 

Mit der Entwicklungspolitik soll in den Entwick-
lungsländern die Etablierung von demokratischen 
Beschlussfassungsprozessen und der Aufbau einer 
guten Verwaltung gefördert werden. Die Verwirk-
lichung der universalen Menschenrechte ist über-
all sicherzustellen. Auch dies ist eine grundlegen-
de Voraussetzung für alle übrige Entwicklung. Die 
Entwicklungspolitik Finnlands basiert auf einer 
Entwicklung, deren Grundlage in der Verwirkli-
chung der Menschenrechte besteht. 

Die Entwicklung in den Entwicklungsländern ist in 
ökonomischer, ökologischer und sozialer Hinsicht 
nachhaltig, wenn die Entwicklungsländer

sich in ihrer Entwicklung auf eigene und vor 
allem auf erneuerbare Naturressourcen stützen, 
konsequente Maßnahmen zur Reduzierung der 
Armut ergreifen, 
einen hohen Wissensstand und ein hohes 
Bildungsniveau der gesamtem Bevölkerung 
anstreben,
für die Gesundheit ihrer Bevölkerung sorgen,
moderne Technologien anwenden, die an die 
lokalen Bedingungen angepasst sind,
sich in die internationale Wirtschaft integrieren,
ihre Umwelt schützen,
die äußere und innere Sicherheit wahren,
die Menschenrechte achten,
die soziale Gleichberechtigung fördern,
eine demokratische Beschlussfassung 
verwirklichen und
die Grundsätze einer guten Verwaltung und des 
Rechtsstaates einhalten.

3.3. Die Entwicklungspolitik Finnlands

Finnland beteiligt sich aktiv an der Beschlussfas-
sung über die internationale Entwicklungspolitik, 
und zwar sowohl in der UNO, in den internationa-
len Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen, in dem 
Entwicklungshilfekomitee der OECD (DAC) und 
in der EU. Außerdem ist unser Land in zahlreichen 
anderen Foren vertreten, in denen es um Entwick-
lungspolitik geht.

Das wichtigste Ziel der Entwicklungspolitik ist die 
Abschaffung der Armut und die Förderung einer 
nachhaltigen Entwicklung gemäß der im Jahre 2000 
festgesetzten Millenniums-Entwicklungsziele. 
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Die Millenniums-Entwicklungsziele 
der UNO

Ziel  1 Beseitigung extremer Armut und des 
Hungers

Ziel  2 Grundschulbildung für alle

Ziel  3 Gleichberechtigung der Geschlechter und 
Verbesserung der Stellung von Frauen

Ziel  4 Senkung der Kindersterblichkeit

Ziel  5 Verbesserung der Gesundheit von Müttern

Ziel  6 Bekämpfung von ansteckenden 
Krankheiten 

Ziel  7 Ökologische Nachhaltigkeit

Ziel  8 Aufbau einer weltweiten 
Entwicklungspartnerschaft

Der Ausgangspunkt Finnlands ist, dass in jeglicher 
Tätigkeit, die einen Einfluss auf die Entwicklung 
und die Umwelt hat, die Prinzipien der Nachhaltig-
keit konsequent zu beachten sind. 

Finnland strebt danach, dass die Arbeiten in ver-
schiedenen Foren zur Förderung einer ökologisch 
nachhaltigen Entwicklung, zur Bewahrung der 
biologischen Vielfalt, zur Bekämpfung des Klima-
wandels, zur Verhinderung der Verarmung des 
Bodens und der Wüstenbildung sowie zum Schutz 
der Lebensumwelt zusammengefasst werden und 
dafür gesorgt wird, dass diese Arbeit sich effektiv 
auf sämtliche Entwicklung in den Industrie- und in 
den Entwicklungsländern auswirkt.

Finnland fördert in seiner gesamten Entwicklungs-
politik die folgenden Themen:

die Förderung der Rechte von Frauen und 
Mädchen sowie die Verbesserung ihrer Stellung; 
die Förderung der Gleichberechtigung der 
Geschlechter und der sozialen Schichten
die Verbesserung der Rechte und der 
gleichberechtigten Teilnahmemöglichkeiten 
von Gruppen, die leicht ausgeschlossen werden, 
insbesondere von Kindern, von Behinderten, 
von indigenen Völkern und von ethnischen 
Minderheiten

Die Bekämpfung von HIV/AIDS; HIV/AIDS 
als gesundheitliches und soziales Problem

Bei der internationalen Entwicklungspolitik muss die 
Kooperation und Koordination zwischen allen Geld-
gebern verstärkt werden. Auf diese Weise kann man 
Überlappungen vermeiden und die Kohärenz der 
Tätigkeit verbessern.

Die finnische Entwicklungspolitik basiert auf der 
Achtung und Förderung der Menschenrechte. Finn-
land stärkt die Voraussetzungen für Entwicklung 
und Demokratie durch eine aktive Menschenrechts-
politik. Die Menschenrechte bilden ein Schwer-
punktgebiet in der finnischen Außen-, Sicherheits- 
und Entwicklungspolitik, und sie werden in der 
bilateralen und multilateralen Zusammenarbeit 
sowie bei der Kooperation im Rahmen der EU kon-
sequent gefördert. Finnland geht davon aus, dass die 
Menschenrechte universale Gültigkeit haben. Die 
Förderung der sozialen Gleichberechtigung sowie 
die Förderung der Rechte und der unternehmeri-
schen Tätigkeit von Frauen spielen bei der Verbes-
serung des Wohlstandes in den sich entwickelnden 
Ländern und beim Prozess der Demokratisierung 
eine wichtige Rolle. 

Finnland betont ein umfassendes Sicherheitskon-
zept, das den Zusammenhang zwischen Sicherheit, 
Entwicklung und den Menschenrechten verstärkt. 
Die Verbesserung dieser Sicherheit in weiterem Sin-
ne setzt eine umfassende internationale Zusammen-
arbeit und eine gut funktionierende, lokale Aktivität 
über die administrativen Grenzen hinweg voraus. 

Finnland unterstreicht die Stellung der Vereinten 
Nationen als wichtigster Akteur der internationalen 
Entwicklungspolitik. Im Rahmen der UNO ist man 
bestrebt, sämtliche Aktivitäten zur Förderung einer 
nachhaltigen Entwicklung zusammenzufassen. Bei 
der Entwicklungszusammenarbeit unterstützen wir 
die starke Stellung der UNO sowohl in einzelnen 
Ländern als auch auf globaler Ebene. Wir unterstüt-
zen die internen Reformen der UNO zur Verbesse-
rung der Effizienz.

Im Jahre 2005 hat die Europäische Union das gemein-
same entwicklungspolitische Kommuniqué der EU 
namens „Europäischer Konsens“ angenommen. Dar-
in wird als ein gemeinsames Ziel der EU die Redu-
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zierung der Armut als Bestandteil einer nachhalti-
gen Entwicklung definiert. Die Europäische Union 
nimmt bei der internationalen Entwicklungspolitik 
und dem Umweltschutz eine zentrale Stellung ein. 

Finnland unterstützt die Verstärkung der globalen 
Rolle der EU und betont die Bedeutung von Ent-
wicklungsfragen sowie die Kohärenz und Effektivi-
tät der Tätigkeit der EU. Finnland ist bestrebt, auf 
die Sachinhalte der Entwicklungspolitik der EU ein-
zuwirken, und zwar auf der Basis der gemeinsam in 
der EU vereinbarten Grundsätze. Die Union ist heu-
te bereits der weltgrößte Finanzierer der Entwick-
lungshilfe und der wichtigste Handelspartner der 
Entwicklungsländer.

Im Bereich der internationalen Klimapolitik und 
anderer Umweltpolitik hat die EU unter den Indus-
trieländern eine Vorreiterrolle gespielt. Finnlands 
Wunsch ist es, dass die EU in ihre interne und exter-
ne Tätigkeit das Konzept der ökologisch nachhalti-
gen Entwicklung mit einbezieht. 

3.4. Finnlands 
Entwicklungszusammenarbeit

Finnland befolgt bei seiner eigenen Entwicklungszu-
sammenarbeit die von der UNO und der EU gemein-
sam vereinbarten Ziele und Vorgangsweisen. 

Die Abschaffung der Armut und die Förderung 
einer ökologisch nachhaltigen Entwicklung sind 
gemäß den von den Vereinten Nationen gemein-
sam verabschiedeten Millenniumszielen die wich-
tigsten Ziele.

Finnland fördert eine ökonomisch, sozial und öko-
logisch nachhaltige Entwicklung und unterstreicht 
besonders die Bedeutung der Klima- und Umwelt-
fragen. Ferner betont Finnland die Verhütung von 
Krisen und die Unterstützung von Friedensprozes-
sen als Bestandteile der Förderung einer sozial nach-
haltigen Entwicklung. 

Die finnische Regierung sichert die Entwicklung 
der Finanzierung der Entwicklungszusammen-
arbeit, welche in die Richtung des von der UNO 
gesetzten Ziels von 0,7 % des Bruttoinlandsprodukts 
führt. Finnland hat sich dem vom Europäischen Rat 

im Jahre 2005 gefassten Beschluss verpflichtet, das 
Mindestziel von 0,51 % für die alten Mitgliedslän-
der bis zum Jahr 2010 und das Ziel von 0,7 % bis 
zum Jahr 2015 zu erreichen. Um die Effektivität der 
Entwicklungszusammenarbeit zu gewährleisten, ist 
Finnland im Jahre 2005 der von 150 Ländern und 
multilateralen Organisationen vereinbarten Pariser 
Deklaration beigetreten, die die Helferländer dazu 
anhält, immer enger miteinander und mit den Part-
nerländern zu kooperieren. 

Finnland richtet seine Entwicklungszusammenar-
beit auf Bereiche aus, in denen die Fachkenntnisse 
und Erfahrungen der Finnen bei der Unterstützung 
der Entwicklungsprogramme der Partnerländer zur 
Geltung kommen. Die Zusammenarbeit wird mit 
den Empfängerländern gemeinsam geplant und den 
einschlägigen Entwicklungsplänen angepasst unter 
Betonung der Eigenverantwortung (des Ownership-
Prinzips) des Empfängerlandes.

Der schnell wachsende Purgiernussbaum Jathropha 
curcas eignet sich als Rohstofflieferant für Biodiesel. Kenia. 
Foto: Antti Erkkilä
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Beispiele für Entwicklungszusammenarbeit, die eine nachhaltige Entwicklung 
fördern

In seiner Entwicklungszusammenarbeit geht Finnland 
davon aus, dass sich die Armut nur dann in effektiver 
und dauerhafter Weise abschaffen lässt, wenn man die 
Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung berücksich-
tigt. Maßnahmen, die die ökologische Nachhaltigkeit 
verstärken, sollen so ausgerichtet werden, dass durch 
sie die Armut sowohl direkt als auch indirekt reduziert 
und von vornherein verhindert wird, dass Menschen 
in einen Zyklus der Verelendung geraten. 

Die folgenden Beispiele zeigen, wie sich ganzheitliche 
und konsequente Maßnahmen zur Abschaffung der 
Armut in der Praxis durchführen lassen. 

1. Umwelt
Die Industrieländer und die Entwicklungsländer sind 
Partner in mehreren internationalen Umweltüberein-
kommen, deren Ziele unter anderem in der Bekämp-
fung des Klimawandels, in dem Schutz der Biodiversi-
tät, in der Verhinderung der Ausbreitung von Wüsten 
und in der internationalen Kontrolle von Chemi-
kalien bestehen. Den armen Ländern verlangt die 
Umsetzung und Befolgung der Umweltübereinkom-
men erhebliche Anstrengungen ab. Sie müssen unter 
anderem ein Umweltmanagement sowie Systeme der 
Berichterstattung und Mechanismen der Überwa-
chung entwickeln. Die Ziele von mehreren internatio-
nalen Umweltübereinkommen sind weit gefasst, und 
die Unterstützung der Einhaltung der in ihnen ent-
haltenen Verpflichtungen fördert auch die Verwirkli-
chung der Millenniumsziele der UNO. So fördert zum 
Beispiel die Verwirklichung der Abfall- und Chemika-
lienkonventionen häufig auch die Ziele betreffend die 
Gesundheit und Sanitation, und durch die Umset-
zung der Klimakonvention wird nicht nur der Ausstoß 
an Treibhausgasen reduziert, sondern auch die Quali-
tät der Luft verbessert.

Die Unterstützung der Entwicklungsländer bei der 
Umsetzung der internationalen Umweltübereinkom-
men stellt eine langfristige Investition dar, und zwar 
nicht nur in die Entwicklung der Politik der Nachhal-
tigkeit in den Entwicklungsländern, sondern auch in 
die Verwirklichung der internationalen Umweltzie-
le. Zur Erreichung der Entwicklungsziele ist es wichtig, 
dass die in den Übereinkommen genannten Ziele in die 

Strategien der Länder zur Reduzierung der Armut und 
in sonstige Entwicklungspläne mit einbezogen wer-
den. Die Inhalte der Zusammenarbeit werden gemein-
sam mit den Partnerländern festgelegt, und zwar unter 
Betonung des Ownership-Prinzips und der Kohärenz.

Umweltprogramme und -projekte können zum Bei-
spiel die nachhaltige Nutzung von erneuerbaren 
Naturressourcen, Modelle der Urbanisierung sowie 
nachhaltige Produktions- und Konsumpraktiken, die 
Nutzung sauberer Technologien in der Industrie, die 
Abfallentsorgung, die Schaffung von Umweltmanage-
mentsystemen sowie die Überwachung der Qualität 
der Umwelt betreffen. Durch sie kann man die Quali-
tät der Lebensumwelt der Menschen, ihre Arbeitsge-
sundheit und ihr Auskommen verbessern. 

Ein zentrales Mittel, die ökologische Effektivität zu ver-
bessern, besteht darin, die Umweltaspekte in die Ent-
wicklungszusammenarbeit zu integrieren, und zwar 
auf Programm- wie auf Projektebene. Das Ziel muss 
darin bestehen, während der gesamten Lebensdauer 
der Aktivitäten nachteilige Umweltauswirkungen zu 
verringern. Das langfristige Ziel ist eine CO2-neutrale 
Entwicklungszusammenarbeit.

2. Energie 
Die Energiewirtschaft nimmt bei der Bekämpfung des 
Klimawandels eine Schlüsselstellung ein. Finnland ist 
bestrebt, solche Programme und Projekte zu verwirk-
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lichen, die auf eine Verbesserung der Energieeffizienz 
und auf die Erzeugung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen abzielen. Derartige Programme und Projekte 
sollen vor allem in armen Ländern und armen Regi-
onen durchgeführt werden. Bei der Erzeugung von 
Energie aus regenerativen Quellen, besonders von Bio-, 
Sonnen- und Windenergie, werden zugleich Arbeits-
plätze und Erwerbsmöglichkeiten für die lokale Bevöl-
kerung geschaffen. Bioenergie-Projekte lassen sich 
mit der Förderung einer nachhaltigen Forstwirtschaft 
koppeln, wobei das bei Durchforstungen anfallende 
Schwachholz wie auch der Schlagabfall bei der Ener-
gieproduktion verwertet werden können. Die lokale 
Energieerzeugung aus erneuerbaren Quellen und ihre 
Verkoppelung mit der Entwicklung der Forstwirtschaft 
führen zu einer nachhaltigen Wirtschaftsentwicklung.

3. Wälder
Bei der Bekämpfung des Klimawandels kommt der 
Forstwirtschaft eine zentrale Bedeutung zu. Überall auf 
der Welt werden im Naturzustand befindliche Wälder 
zur Reduzierung von CO2-Abgasen benötigt. Klimapo-
litisch kann man die CO2-Belastung vermindern, indem 
man Wirtschaftsforste nachhaltig bewirtschaftet.

Rund 30 Prozent von der Bodenfläche der Welt sind 
von Wald bedeckt. Von diesen Wäldern ist ein aus-
reichend großer Teil zu schützen, damit die Biodiver-
sität erhalten bleibt. Die übrigen Waldgebiete können 
zur Entwicklung einer nachhaltigen Forstwirtschaft 
genutzt werden. 

Ein nachhaltig bewirtschafteter Wald wächst schneller 
und bindet mehr Kohlendioxid als ein Wald im Natur-
zustand. Die Bäume aus den Wirtschaftsforsten können 
als Baumaterial oder als Rohstoff für die mechanische 
Holzverarbeitung verwendet werden, wobei dem Zyk-
lus Kohlenstoff entzogen wird. Bei der Entwicklung der 
Forstwirtschaft lässt sich Armut in direkter Weise redu-
zieren, und zugleich kann man eine nachhaltige Wirt-
schaftsentwicklung ankurbeln, welche die Armut auch 
in indirekter Weise verringert. Finnland unterstützt 
zudem die Entwicklung der Agroforstwirtschaft (agro-
forestry). Mit ihrer Hilfe kann man die Armut reduzieren 
und zugleich die Bewahrung der Biodiversität sichern.

Mit der Forst- und Energiewirtschaft ist auch die sozi-
ale Nachhaltigkeit der Entwicklung verbunden. Eine 
Weiterentwicklung dieser Sektoren setzt die Stabilität 
der gesellschaftlichen Verhältnisse, geordnete Verhält-

nisse bezüglich des Landbesitzes sowie funktionieren-
de Rechtsvorschriften voraus. Auf der anderen Seite 
schaffen das Wirtschaftswachstum und die Abnah-
me der Armut die Voraussetzungen für eine günstige 
gesellschaftliche Entwicklung. 

4. Landwirtschaft
Die Landwirtschaft basiert auf der Pflege und Nut-
zung von erneuerbaren Naturressourcen. Ackerbau 
und Viehzucht liefern Nahrungsmittel, Fasern und 
Leder zur Bekleidungsherstellung, Rohstoffe für Medi-
kamente und Energie. Die Stärkung der eigenen Nah-
rungsmittelproduktion und der gesamten Lebensmit-
telversorgungskette trägt zu einer Reduzierung der 
Unterernährung bei und beugt Gesundheitsschäden 
vor, die aus zu einseitiger Ernährung herrühren. In vie-
len Ländern erhalten die Landwirte zusätzliche Einnah-
men aus der Forstwirtschaft, der Fischerei, der Jagd und 
dem Sammeln von Naturprodukten. Auch das Anbie-
ten von touristischen Dienstleistungen kann vielen 
Landwirten und ländlichen Gemeinschaften zusätzli-
che Einkommensmöglichkeiten verschaffen.

Die auf der Landwirtschaft basierende Veredlungstä-
tigkeit beschäftigt Menschen und trägt zu einer viel-
seitigen Gewerbestruktur in den ländlichen Gegenden 
bei. Erfolgreiche ländliche Gebiete bilden zudem über-
all auf der Welt einen Faktor, der die gesellschaftliche 
Stabilität fördert.

Die Landwirtschaft ist in einer ökologisch nachhalti-
gen Weise weiterzuentwickeln. Zur Entwicklung von 
ländlichen Gegenden sind Programme und Projekte 
zu schaffen, in denen die Landwirtschaft und die damit 
verbundenen Gewerbezweige in einer vielseitigen Wei-
se entwickelt werden und mit denen die Verbesserung 
der Ausbildung, der Logistik, der Gesundheitsfürsorge 
und sonstiger Dienstleistungen verbunden ist.

5. Wasser 
In vielen Entwicklungsländern bilden der Zugang zu 
sauberem Wasser und die sachgemäße Entsorgung von 
Abwässern die Grundvoraussetzungen für die Redu-
zierung der Armut und der Förderung der Gesundheit. 
Der Konkurrenzkampf um knappe Wasserressourcen 
führt häufig zu inner- und zwischenstaatlichen Kon-
flikten. Durch die Realisierung von Wasserprojekten 
kann man die wirtschaftliche Entwicklung fördern, die 
Umwelt schützen und dem Aufkommen von Konflik-
ten vorbeugen.
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6. Regionalpolitik 
In vielen Entwicklungsländern verursachen zum einen 
die Abwanderung von Menschen aus armen Gebie-
ten, zum anderen die übermäßige Konzentrierung der 
Bevölkerung in den Großstädten und deren Slums 
ernsthafte ökonomische, ökologische und soziale Pro-
bleme. Mit zunehmender Landflucht bleiben die auf 
dem Lande vorhandenen Naturressourcen ungenutzt. 
Auf der anderen Seite muss das Wasser, die Energie und 
die Lebensmittel, die in den Megastädten benötigt wer-
den, von weither antransportiert werden, was zu gewal-
tigen Umwelt- und Abfallproblemen führt. In den Slums 
der Großstädte prägen eine schlimme Armut und enor-
me soziale Probleme das Leben der Menschen.

Die in den nordischen Ländern seit jeher betriebene 
Regionalpolitik und die Kohäsionspolitik der EU bie-
ten Beispiele dafür, wie man auf regionale Entwick-
lung Einfluss nehmen kann. Indem man die ländlichen 
Regionen entwickelt, kann man die Armut abschaffen, 
eine nachhaltige Nutzung der erneuerbaren Naturres-
sourcen sichern und zugleich eine Abwanderung der 
Menschen in die Slums der Großstädte verhindern. 
Man muss die Lebensfähigkeit der Dörfer in vielseiti-
ger Weise fördern und zugleich regionale Zentren ent-
wickeln, die der Bevölkerung des Gebiets Arbeitsplätze 
und Dienstleistungen bieten. In verschiedenen Ent-
wicklungsländern sind Millenniumsdörfer und -städte 
(„Millennium Villages and Cities“) gegründet worden, 
die als gute Beispiele für eine derartige Aktivität gelten 
können. In den Großstädten wiederum muss man sich 
auf die Verbesserung der Lebensbedingungen für die 
Bewohner der Slums konzentrieren.

Mit Regionalpolitik lässt sich eine nachhaltige Ent-
wicklung in allen ihren Formen verwirklichen. Sie 
reduziert und verhütet Armut sowohl auf dem Lan-
de als auch in den Großstädten, sie orientiert die 
Entwicklung an den Prinzipien der ökologischen 
Nachhaltigkeit, und sie verbessert auch die soziale 
Nachhaltigkeit. Die regionalpolitischen Programme 
und Projekte sind mit der Entwicklung des Bildungs-
wesens und der Gesundheitsfürsorge zu verknüpfen. 
Die Verstärkung der regionalen und lokalen Verwal-
tung bildet einen wichtigen Bestandteil bei der Ent-
wicklung der Regionalpolitik.

7. Handel
Bei der wirtschaftlichen Entwicklung kommt der Pri-
vatwirtschaft und dem Unternehmertum eine zent-

rale Bedeutung zu. Die Entwicklung der verschiede-
nen Gewerbezweige, der Industrie und des Handels 
wird durch die den Handel unterstützende Entwick-
lungszusammenarbeit („Aid for Trade“) gefördert. 
Durch Entwicklung des privaten Sektors und der 
Tätigkeitsvoraussetzungen der Marktwirtschaft för-
dert man zugleich die Entstehung von anständigen 
Arbeitsplätzen. 

Durch Entwicklungszusammenarbeit unterstützt man 
die Fähigkeit der Partnerländer, über Handel zu bera-
ten und vorhandene Übereinkommen zu nutzen. Des-
weiteren benötigt man Programme und Projekte, mit 
denen man den Entwicklungsländern helfen kann, ihre 
Produkte auf die Exportmärkte zu bringen und den 
Veredlungsgrad ihrer Erzeugnisse zu heben. 

8. Informationsgesellschaft 
Eine Entwicklung, die auf Wissen, Können und Inno-
vativität basiert, ist eine nachhaltige Entwicklung, und 
zwar in ökonomischer, ökologischer und sozialer Hin-
sicht. Eine wissensbasierte Wirtschaft bringt in erster 
Linie eine Produktion von immateriellen Gütern und 
einen Handel mit diesen hervor, und dies wiederum 
führt zu wirtschaftlichem Wachstum, und zwar ohne 
Naturressourcen zu verbrauchen und die Umwelt zu 
belasten. Auf der anderen Seite werden im Bereich der 
wissensbasierten Wirtschaft neue nachhaltige Produk-
tions- und Vorgehensweisen für solche Wirtschafts-
sektoren entwickelt, die auf der Nutzung von Natur-
ressourcen beruhen. 

Die Informations- und Kommunikationstechnolo-
gie kann in maßgeblicher Weise dazu beitragen, die 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung in 
den Entwicklungsländern zu fördern. Sie reduziert die 
Armut, hebt den Wohlstand der Menschen, verbessert 
den Zugang zu Dienstleistungen und steigert die Pro-
duktivität der Wirtschaft. Die Stärkung der Informa-
tionsgesellschaft, und der freie Zugang zum Wissen bil-
den zudem die Voraussetzungen für die Entwicklung 
der Demokratie und der Meinungsfreiheit.

Eine nachhaltige Informations- und Wissensgesell-
schaft entsteht jedoch nicht einfach dadurch, dass 
man einschlägige Technologien in die Entwicklungs-
länder exportiert, sondern man muss den Entwick-
lungsländern dabei helfen, eine eigene, den jeweiligen 
Gegebenheiten angepasste Strategie zur Entwicklung 
einer wissensbasierten Gesellschaft aufzustellen.
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Prinzipien bei der Umsetzung 
der Entwicklungspolitik 4

4.1. Kohärenz

In der Entwicklungspolitik wird Kohärenz ver-
wirklicht, wenn die Strategien und Aktionen aller 
politischen Sektoren die Ziele der Entwicklungs-
politik zur Abschaffung der Armut und zur Errei-
chung einer nachhaltigen Entwicklung unterstützen. 
Durch kohärente Entwicklungspolitik ist danach zu 
streben, dass die in internationalen Übereinkommen 
vereinbarten und national festgelegten Ziele durch 
konkrete Maßnahmen erreicht werden. 

Mit Entwicklungspolitik fördert man in ganzheit-
licher und kohärenter Weise die Verwirklichung 
einer nachhaltigen Entwicklung überall auf der 
Welt. Die Industrieländer tragen die Hauptverant-
wortung für die Entwicklung von nachhaltigen Pro-
duktions- und Konsumpraktiken. 

Die finnische Regierung berücksichtigt mehr als 
zuvor die Auswirkungen der verschiedenen Sekto-
ren der Politik auf die Verwirklichung der entwick-
lungspolitischen Ziele und ist bestrebt, mit ihren 

Die Industrieländer tragen die Hauptverantwortung für die Entwicklung von ökologisch nachhaltigen Produktions- 
und Konsumpraktiken. Foto: Timo Jaakonaho/Lehtikuva
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Beschlüssen die Realisierung dieser Ziele zu unter-
stützen. Zur Stärkung der Kohärenz der Entwick-
lungspolitik werden die Auswirkungen sämtlicher 
politischer Beschlüsse in allen solchen Program-
men und Analysen evaluiert, in denen die Leitlinien 
Finnlands in den Fragen der Entwicklung definiert 
werden. Bei der Förderung der Kohärenz bilden der 
Handel und die Entwicklung, die ländlichen Regi-
onen und deren Entwicklung sowie das Verhältnis 
zwischen Armut und Umwelt die Schwerpunkte. 

Bei der Entwicklungszusammenarbeit muss man 
in kohärenter Weise gemäß den Millenniumszielen 
die Abschaffung der Armut und die Realisierung 
einer ökologisch nachhaltigen Entwicklung anstre-

ben. Die Abschaffung der Armut ist nur durch die 
Verwirklichung einer ökonomisch, sozial und öko-
logisch nachhaltigen Entwicklung möglich.

Finnland setzt sich dafür ein, dass die entwicklungs-
politische Kohärenz in der UNO und in sonstigen 
internationalen Organisationen, in der EU und auf 
nationaler Ebene verwirklicht wird. Die EU hat 
sowohl in ihrer internen als auch ihrer externen 
Tätigkeit die Prinzipien der nachhaltigen Entwick-
lung zu realisieren. Bei der Umsetzung der nationa-
len Strategie zur nachhaltigen Entwicklung, die im 
Jahre 2006 von der finnischen Regierung angenom-
men wurde, wird die Bedeutung einer ökologisch 
nachhaltigen Entwicklung betont.

Die finnische Entwicklungszusammenarbeit basiert auf den eigenen Plänen der Partnerländer zur Armutsreduzierung 
und Entwicklung. Kenia. Foto: Antti Erkkilä



23Ent wicklungspolit isches  Progr amm 2007 

Aufstockung der Finanzierung erreichen, sondern 
man muss auch die Effektivität der Tätigkeit ver-
bessern. Die Entwicklungszusammenarbeit Finn-
lands basiert auf den eigenen Programmen der Part-
nerländer zur Reduzierung der Armut sowie auf 
deren Entwicklungsplänen. Die Inhalte der Ent-
wicklungszusammenarbeit werden gemeinsam mit 
den Partnerländern vereinbart. 

Finnland fördert die Effektivität der Entwicklungs-
finanzierung in der bilateralen und der multilatera-
len Zusammenarbeit und übt gemäß den entwick-
lungspolitischen Schwerpunkten einen Einfluss auf 
die länderspezifischen Programme der internati-
onalen Finanzierungsinstitutionen und der UN-
Organisationen aus. Zur Verbesserung der Effizienz 
sollen die Prognosen der finnischen Entwicklungsfi-
nanzierung verbessert werden.

Gemeinsam mit den Partnerländern und anderen 
Hilfeleistenden will Finnland diejenigen Bereiche 
der Zusammenarbeit ausfindig machen, in denen 
es am meisten zu geben hat. In der finnischen Ent-
wicklungszusammenarbeit wird betont, dass zur 
Unterstützung der Entwicklungsprogramme der 
Partnerländer die Fachkenntnisse und Erfahrun-
gen der Finnen in bestmöglicher Weise genutzt 
werden sollen. 

Um die Wirksamkeit seiner Entwicklungszusam-
menarbeit zu verbessern, hat Finnland sich zur 
Umsetzung der Pariser Deklaration sowie zur 
Effektivierung der nationalen Beschlussfassung und 
des administrativen Apparats verpflichtet. Die fin-
nische Regierung betont die Bedeutung der Effek-
tivität bei der politischen Leitung, der Planung der 
Tätigkeit und der Programmierung auf Landes-
ebene sowie beim Monitoring der Tätigkeit. Bei der 
Planung und Durchführung der Maßnahmen wer-
den die Resultate des Follow-ups der Pariser Dekla-
ration genutzt.

Die finnische Regierung gewährleistet durch die 
hohe Qualität seiner Entwicklungsmaßnahmen die 
Vorhersehbarkeit und Langfristigkeit der Tätigkeit 
sowie die verantwortliche Verwendung des Geldes 
der finnischen Steuerzahler. 

4.2. Komplementarität

Die Entwicklungspolitik Finnlands wird bilateral, 
auf EU-Ebene und multilateral sowie in Zusam-
menarbeit mit Nichtregierungsorganisationen ver-
wirklicht.

Finnland unterstützt ein starkes multilaterales Sys-
tem und ist bestrebt, die Entwicklungsbemühun-
gen der UNO und die Effektivität der multilatera-
len Aktionen zu verstärken.

Als Mitgliedsstaat der EU hat Finnland sich den 
gemeinsamen entwicklungspolitischen Strategi-
en verpflichtet und Vereinbarungen über die besten 
Praktiken getroffen. Finnland unterstützt die Rea-
lisierung dieser Strategien und Praktiken sowohl 
in seiner bilateralen Zusammenarbeit als auch in 
sämtlicher Tätigkeit der EU. Durch die EU unter-
stützt Finnland die Entwicklungsländer auch in sol-
chen Regionen und Gebieten, wo es keine bilaterale 
Zusammenarbeit gibt.

In den Partnerschaftsländern Finnlands wird die 
Gesamtheit all dieser Hilfeleistungskanäle berück-
sichtigt. Auf Landesebene übt Finnland in seinen 
Partnerländern auch auf die Tätigkeit der Europä-
ischen Kommission und die Aktivitäten internatio-
naler Organisationen einen Einfluss aus.

Die Hilfeleistenden sind dabei, für die Entwick-
lungsfinanzierung neue Verfahrensweisen zu ent-
wickeln (so genannte innovative Finanzierungs-
mechanismen). Die finnische Regierung betont die 
Bedeutung der konventionellen öffentlichen Ent-
wicklungszusammenarbeit, beteiligt sich aber 
zugleich aktiv an der internationalen Diskussion 
über die neuen Finanzierungsmechanismen. Diese 
sollen die offizielle Entwicklungszusammenarbeit 
ergänzen und in erster Linie über die bereits vorhan-
denen Kanäle laufen. 

4.3. Effektivität

Bei der Entwicklungszusammenarbeit werden die 
Effektivität, die Arbeitsteilung zwischen den Hil-
feleistenden und die Eigenverantwortung der Part-
nerländer betont. Eine nachhaltige Entwicklung 
und die Millenniumsziele kann man nicht nur durch 
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5 Struktur der Entwicklungszusammenarbeit

Finnland agiert in seiner Entwicklungszusammenar-
beit bilateral, regional, multilateral sowie zusammen 
mit Nichtregierungsorganisationen und durch die 
EU. Finnland bildet einen Teil einer weiteren inter-
nationalen Gemeinschaft von Hilfeleistenden, und 
die von uns erteilte Unterstützung erstreckt sich über 
das multilaterale System, die EU und die Nichtregie-
rungsorganisationen in nahezu alle Teile der Welt.

Finnland unterstützt gemeinsame Programmierung 
sowohl in der EU als auch innerhalb der umfassen-
deren Gemeinschaft der Hilfeleistenden. Wir bemü-
hen uns, kohärente Kooperationsstrukturen zu 
schaffen, die Synergievorteile einbringen und über 
die wir auf die Ausrichtung der Ressourcen der Hil-
fegeber gemäß unseren energiepolitischen Zielen 
einwirken können. Bei der Ausrichtung der Finan-

Tansania ist eines der Länder, mit denen Finnland schon seit längerer Zeit Entwicklungszusammenarbeit betrieben hat. 
Auch finnische Nichtregierungsorganisationen pflegen eine vielseitige Kooperation mit ihren lokalen Partnern. 
Foto: Marja-Leena Kultanen
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zierung werden die verschiedenen Verpflichtun-
gen, die Finnland eingegangen ist, berücksichtigt; 
die bedeutendste von ihnen ist der im Jahre 2005 
von den EU-Ländern gefasste Beschluss, zumindest 
die Hälfte ihrer wachsenden Entwicklungsfinanzie-
rung in die Entwicklung Afrikas fließen zu lassen. 
Der prozentuale Anteil der Hilfe für die ärmsten 
Entwicklungsländer (die sog. LDC-Länder) an der 
gesamten Hilfe Finnlands wird erhöht.

Zur Verbesserung der Effektivität ist man bestrebt, 
die finnische Entwicklungszusammenarbeit zu grö-
ßeren Komplexen zusammenzufassen, wobei die 
Tätigkeit auf bestimmte Länder, Regionen und 
Themen konzentriert werden soll. 

5.1. Multilaterale Zusammenarbeit

Die wichtigste Weise, mit der Finnland im Rahmen 
der multilateralen Zusammenarbeit Einfluss nehmen 
kann, ist die Teilnahme an der politischen Leitung 
der Kooperationsorganisationen, an der Finanzie-
rung der Entwicklungsprogramme und an der the-
matischen Zusammenarbeit. Durch die thematische 
Zusammenarbeit stärkt Finnland auch die Komple-
mentarität von multi- und bilateraler Zusammenar-
beit und bringt in die multilaterale Zusammenarbeit 
einen finnischen Mehrwert ein.

Die Kooperation zwischen dem Ministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten und anderen zentra-
len Regierungsorganen sowie der Bürgergesellschaft 
soll enger gestaltet werden. Um dies zu erreichen, 
wird eine den ganzen Staatsapparat und die sonsti-
gen Akteure umfassende Gesamtstrategie für multi-
laterale Zusammenarbeit aufgestellt, in der auch die 
Ausrichtung der Finanzierung untersucht wird. 

Die Schwerpunkte der multilateralen Zusammenar-
beit sind die Reformierung der Vereinten Nationen, 
der Aufbau eines multilateralen Übereinkommen-
systems sowie die Beteiligung an der ganzheitlichen 
Entwicklung der internationalen Zusammenarbeits-
architektur. Der Zusammenhang und das Kontinu-
um zwischen den verschiedenen Faktoren einer im 
weiteren Sinne verstandenen Sicherheit, der humani-
tären Hilfe und der sonstigen Entwicklungszusam-
menarbeit sind zu verstärken. Finnland unterstützt 
die Friedensprozesse und das Peacebuilding mit den 

Mitteln der Entwicklungspolitik, indem unter ande-
rem Finanzierung zur Sicherung der Rechtsstaat-
lichkeit im Rahmen der „Rule of Law“-Arbeit der 
UNO sowie zur Verstärkung der Tätigkeit der Frie-
densschaffungskommission und des Friedensschaf-
fungsfonds zugewiesen wird. 

Die Effektivierung der humanitären, entwick-
lungspolitischen und ökologischen Tätigkeit der 
UNO bildet einen zentralen Bestandteil des umfas-
senden Reformprozesses der Organisation. Die fin-

Finnland ist Teil der internationalen Gemeinschaft der 
Hilfeleistenden, und die von uns geleistete Unterstützung 
erreicht über das multilaterale globale System und die EU 
nahezu alle Teile der Welt. Foto: ECHO/Aadrian Sullivan
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nische Regierung unterstützt das Prinzip „Eine 
UNO”, wonach die UNO in den Entwicklungs-
ländern einen Akteur darstellt. Ferner unter-
stützt Finnland die Bemühungen zur Harmonisie-
rung und Vereinfachung des UN-Systems die zum 
Beispiel im Wirtschafts- und Sozialrat der UNO 
(ECOSOC), in den dreijährlichen umfassenden 
Politik-Evaluierungen sowie in dem Vorsitz von 
operativen Organisationen auf Führungsebene und 
an der Basis unternommen werden.

Derzeit verteilt Finnland den Hauptteil seiner 
Finanzierung der UN-Organisationen an vier zen-
trale Akteure: an das UN-Entwicklungsprogramm 
(UNDP), das Kinderhilfswerk (UNICEF), den 
Bevölkerungsfonds (UNFPA) und das Welternäh-
rungsprogramm (WFP). Die finnische Finanzie-
rung basiert auf mehrjährigen Verpflichtungen. 

Finnland hält es für wichtig, als Teil der Weiterent-
wicklung des Umweltmanagements der UNO die 
Tätigkeit des UN-Umweltprogramms (UNEP) zu 
verstärken und zu effektivieren, und zwar mit dem 
Ziel, dass auf der Grundlage des UNEP eine UN-
Umweltorganisation (UNEO) gegründet wird.

Thematische Finanzierung wird von Finnland über 
die UN-Organisationen insbesondere zur Verstär-
kung der wirtschaftlichen Kapazität und des han-
delspolitischen Know-hows der Entwicklungslän-
der sowie zur Bekämpfung weltweiter Bedrohungen 
für die Gesundheit ausgerichtet. Die Finanzierung 
wird auf solche Programme und Projekte fokussiert, 
in denen eine ökologisch nachhaltige Entwicklung 
gefördert wird. 

Die finnische Regierung betont die Bedeutung von 
internationalen Finanzierungsinstitutionen neben 
den Systemen der EU und der UNO. Finnland 
wirkt an der politischen Leitung der internationalen 
Finanzierungsinstitute mit, und zwar indem Geld-
mittel und sonstige Ressourcen gemäß den Schwer-
punkten der finnischen Entwicklungspolitik ausge-
richtet werden. Die Unterstützung Finnlands geht 
in erster Linie an die so genannte „sanfte Kredit-
vergabe“ der Internationalen Entwicklungsagentur 
(IDA) der Weltbank und an die Afrikanische Ent-
wicklungsbank (AfDB). Außerdem setzt Finnland 
die Zusammenarbeit mit der Asiatischen Entwick-
lungsbank (AsDB) und der Interamerikanischen 
Entwicklungsbank (IADB) fort. 

In vielen Entwicklungsländern bilden der Zugang zu sauberem Wasser und die sachgemäße Entsorgung der Abwässer 
die Grundvoraussetzung für die Reduzierung der Armut. Auf dem Foto wird im Zentrum der vietnamesischen Stadt 
Haiphong ein alter offener Kanalisationsabfluss abgedeckt. Foto: Jari Tenhunen
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Bei der thematischen Kooperation mit den Entwick-
lungsfinanzierungsinstitutionen werden die Fragen 
der Umwelt, der Naturressourcen und des Klimas 
sowie gute Verwaltungspraktiken und die Men-
schenrechte betont. Weitere Schwerpunkte sind die 
Stärkung der Eigenverantwortung (des Ownership-
Prinzips) der Partnerländer und die Förderung eines 
solchen Wirtschaftswachstums, das Armen zugute 
kommt. Bei der Beschlussfassung der Finanzierungs-
institutionen unterstützt Finnland die Vermehrung 
der Einflussmöglichkeiten der ärmsten Länder.

Finnland setzt seine Unterstützung für die Realisie-
rung von effektiven Schuldenmanagementprogram-
men für die Entwicklungsländer fort. Immer mehr 
Aufmerksamkeit wird auf die Schuldenbelastbar-
keit der Entwicklungsländer, auf verantwortliche 
Darlehensvergabe und auf die Kapazität zum Schul-
denmanagement gelegt.

5.2. Europäische Union

Die entwicklungspolitische Arbeit in der EU bildet 
einen zentralen Rahmen für die finnische Einfluss-

nahme im Bereich der Entwicklungspolitik. Mehr 
als die Hälfte der gesamten offiziellen Entwick-
lungsfinanzierung der Welt kommt von der EU. 
Die EU ist zudem der wichtigste Wirtschafts- und 
Handelspartner der Entwicklungsländer. Außer-
dem spielt die EU samt ihren Mitgliedsländern eine 
bedeutende Rolle in vielen internationalen Organi-
sationen, wie zum Beispiel in der UNO, in der Welt-
handelsorganisation (WTO) und in den internatio-
nalen Finanzierungsinstitutionen. Die EU ist somit 
ein wichtiger globaler Akteur. In den internationa-
len Organisationen und Foren setzt sich Finnland 
für eine Stärkung der Rolle der EU ein. 

Die Entwicklungszusammenarbeit ist ein Bereich 
geteilter Kompetenz zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten, wobei die 
Entwicklungspolitik der Gemeinschaft durch die 
der Mitgliedsländer ergänzt wird. Die gemeinsame 
Entwicklungspolitische Erklärung (2005) der EU hat 
das Engagement der gesamten EU bei der Abschaf-
fung der Armut und der Förderung einer nachhal-
tigen Entwicklung verstärkt. Finnland betont bei 
der Umsetzung der Erklärung die ganzheitliche 
Berücksichtigung von nachhaltiger Entwicklung. In 
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der EU wird immer mehr Aufmerksamkeit auf den 
Zusammenhang zwischen Sicherheit und Entwick-
lung gerichtet, und man ist bestrebt, die Kohärenz 
der verschiedenen politischen Instrumente zu för-
dern und ihr Zusammenwirken zu verbessern.

Finnland wird auch weiterhin an der Ausarbeitung 
der gemeinsamen entwicklungspolitischen Strate-
gien der EU in den Arbeitsgruppen des Europäi-
schen Rates aktiv mitwirken. Diese Aktivität soll an 
den Prioritäten der finnischen Entwicklungspolitik 
ausgerichtet werden. Finnland betont die Umset-
zung der den Handel stützenden Strategie („Aid 
for Trade“), die Förderung der positiven Wirkun-
gen der Handelspolitik auf die Entwicklung, einen 
ganzheitlichen Ansatz in Fragen der Entwicklung 
und Sicherheit sowie die Realisierung der Prinzipien 
der Nachhaltigkeit. Es ist das Ziel, die Umsetzung 
sowohl der internationalen Verpflichtungen als auch 
der eigenen Verpflichtungen der EU im Rahmen 

der EU-Kooperation zu sichern. Finnland wird sei-
nerseits neben der Weiterentwicklung der entwick-
lungspolitischen Agenda der EU auch die Rolle der 
EU als Wegweiser der internationalen Entwick-
lungspolitik hervorheben. Die EU-interne Koopera-
tion ist enger zu gestalten, wobei man bestrebt sein 
sollte, dass die politischen Initiativen der EU in die 
internationalen Prozesse (zum Beispiel in der UNO, 
der OECD/DAC) einen Mehrwert einbringen. 
Überschneidungen sollen vermieden werden.

Finnland bemüht sich um ein Monitoring der Ver-
pflichtungen zur Entwicklungsfinanzierung auf EU-
Ebene (unter anderem des Wachstums und der Aus-
richtung der offiziellen Entwicklungsfinanzierung, 
der Entwicklungsfinanzierung für Afrika und der 
den Handel stützenden Finanzierung). Außerdem 
bemühen wir uns darum, auf die Verbesserung der 
Effektivität der Entwicklungszusammenarbeit, ins-
besondere auf die Arbeitsteilung und die Umsetzung 
der mit der Komplementarität zusammenhängen-
den Verpflichtungen, Einfluss zu nehmen. Die För-
derung der entwicklungspolitischen Kohärenz bleibt 
als ein Schwerpunkt der finnischen Aktivitäten im 
Rahmen der EU erhalten, und zwar werden hierzu 
die gemeinsamen Fortschrittsberichte der EU genutzt 
und die für die Entwicklungswirkungen bedeutsa-
men Sektoren priorisiert. 

Ein zweites wichtiges Mittel der Einflussnahme 
besteht darin, sich für die Umsetzung der Entwick-
lungszusammenarbeit in der EU einzusetzen, und 
zwar indem man sich an den Prozessen in den Part-
nerländern und an der Arbeit der Komitees beteiligt. 
Finnland betont die Wichtigkeit der systematischen 
Umsetzung seiner entwicklungspolitischen Strategi-
en in allen geographischen Gebieten und unter allen 
thematischen Vorgaben.

5.3. Bilaterale Zusammenarbeit

Finnland wird seine programmbasierte Zusam-
menarbeit unter anderem auf den Sektoren Forst-
wirtschaft, Wasser, Umwelt, Energie, Ausbildung, 
Gesundheit, Regionalpolitik und Entwicklung der 
ländlichen Gegenden fortsetzen. Bei dieser Zusam-
menarbeit wird die Förderung einer nachhaltigen 
Entwicklung, insbesondere die Nachhaltigkeit im 
Bereich der Ökologie, betont. Ein Ziel Finnlands 

Gesundheitsversorgung ist ein integraler Teil der 
Zusammenarbeit in Nicaragua. Foto: Outi Einola-Head
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besteht darin, in dem Dialog zwischen den Hilfeleis-
tenden und den Partnerländern die Verwirklichung 
der nachhaltigen Entwicklung in der eigenen Tätig-
keit der Partnerländer zu fördern. Finnland nutzt als 
Teil der programmbasierten Zusammenarbeit Bud-
gethilfe als ein Instrument in den Ländern, wo sich 
dies durchführen lässt. Die Rolle der Budgethilfe bei 
der von Finnland betriebenen Entwicklungszusam-
menarbeit wird in den nächsten Jahren erwogen.

Eine Voraussetzung und Folge der programmbasier-
ten Zusammenarbeit ist die Stärkung der öffentlichen 
Verwaltung in den Partnerländern, Transparenz und 
die hohe Qualität des öffentlichen Monitorings. Falls 
die Qualität der lokalen Verwaltung dies zulässt, 
nutzt Finnland die eigenen administrativen Systeme 
der Partnerländer und unterstützt die Stärkung der 
öffentlichen Finanzverwaltung. 

Projektzusammenarbeit wird weiterhin eine wich-
tige Form der Kooperation bleiben. Besonders sig-
nifikant ist dies in solchen Ländern, in denen das 
Tätigkeitsumfeld keine programmbasierte Zusam-
menarbeit ermöglicht. Finnland kann zudem durch 
Projektzusammenarbeit seine programmbasierte 
Zusammenarbeit ergänzen und darin die einschlä-
gigen zentralen Themen hervorheben. Projektzu-
sammenarbeit bietet die Möglichkeit, finnisches 
Know-how und die Expertise der Finnen zu nut-
zen. Finnland fördert nach Möglichkeit solche Pro-
jekte, die mittels gemeinsamer Finanzierung meh-
rerer Hilfeleistender verwirklicht werden, und ist 
zugleich bestrebt, neue Gelegenheiten der Koopera-
tion unter den Hilfeleistenden zu eröffnen und zu 
nutzen. Ferner ist Finnland bestrebt, in seiner Tätig-
keit Überschneidungen mit den etablierten Aktivi-
täten der lokalen Verwaltung zu vermeiden. 

Finnland betont die Umsetzung der den Handel stützenden Entwicklungsstrategien. Foto: Sven Torfinn/Panos Pictures
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Die Geldmittel für lokale Zusammenarbeit bilden 
für die finnischen Botschaften und sonstigen Vertre-
tungen ein ausgezeichnetes Instrument zur Unter-
stützung unterschiedlicher Akteure in verschiede-
nen Ländern. Der Betrag der Geldmittel wird nach 
den Bedürfnissen und Prioritäten sowie nach der 
Kapazität der jeweiligen Botschaft bemessen. 

Die finnische Regierung ist dabei, ein neues Instru-
ment zur Finanzierung der Zusammenarbeit zwi-
schen Institutionen zu schaffen. Das Ziel besteht 
unter anderem darin, die Kooperation zwischen Uni-
versitäten und Forschungsanstalten zu verstärken. 

Die Projekte von Finnfund (Finnish Fund for Indus-
trial Cooperation Ltd.) haben wichtige Entwick-
lungsziele, vor allem die Entwicklung der produk-
tiven Kapazität der Entwicklungsländer. 

Das Geschäftspartnerschaftsprogramm ist im Begriff, 
seine Stellung als Kanal der Kooperation zwischen 
der finnischen Privatwirtschaft und den Unterneh-
men der Entwicklungsländer zu etablieren. Mit Hilfe 
des Programms lässt sich das Engagement des finni-
schen Wirtschaftslebens in der Entwicklungszusam-
menarbeit verstärken, und zwar in den Spezialgebie-
ten der involvierten Unternehmen. 

Konzessionäre Kredite werden vor allem für die 
Unterstützung von Investitionen in die Umwelt und 
Infrastruktur eingesetzt, die auf nationalen Entwick-
lungsprogrammen basieren. Bei der Gewährung 
konzessionärer Kredite wird dafür gesorgt, dass an 
den lokalen Märkten der Partnerländer keine Stö-
rungen verursacht werden und dass durch die Kre-
dite die Konkurrenzfähigkeit lokaler oder sonstiger 
Akteure in den Entwicklungsländern nicht beein-

Thematische Zusammenarbeit wird zum Beispiel zur Förderung einer nachhaltigen Forstwirtschaft betrieben. Kenia. 
Foto: Antti Erkkilä
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trächtigt wird. Die Instruktionen und Evaluierun-
gen für konzessionäre Kredite werden zurzeit in der 
Weise weiterentwickelt, dass man mit den Projek-
ten die produktionelle Kooperation und die Betei-
ligung eigener Unternehmen der Zielländer unter-
stützen kann.

Die finnische Regierung ist dabei, die Finanzierung 
zur Entsendung finnischer Experten in internationa-
le Organisationen in den verschiedenen Phasen ihrer 
beruflichen Laufbahn aufzustocken, um die Konti-
nuität zu gewährleisten, wenn finnische Sachver-
ständige und Verwaltungsangestellte aus den inter-
nationalen Organisationen austreten. Zugleich wird 
hierdurch die Weiterentwicklung des entwicklungs-
politischen Know-hows in Finnland gestützt. 

Die Regierung ist ferner dabei, den Bedarf an neu-
en Instrumenten zu klären, die den gewandelten 
Vorgangsweisen in der Entwicklungszusammenar-
beit besser entsprechen. So werden zum Beispiel die 
Entwicklung einer Risikofinanzierung für Investiti-
onen in Entwicklungsländern sowie flexible Finan-
zierungsmodelle für solche Situationen untersucht, 
in denen gewisse Aspekte der Maßnahmen nicht die 
Kriterien der OECD für offizielle Entwicklungszu-
sammenarbeit erfüllen.

5.4. Partner der bilateralen 
Zusammenarbeit

Finnland ist in bilateraler Entwicklungszusammen-
arbeit in Ländern engagiert, in denen sich die Ziele 
der Entwicklungspolitik mit Erfolg verwirklichen 
lassen. Bei der Festlegung der Voraussetzungen für 
die Zusammenarbeit und der Aktionsformen werden 
die folgenden Faktoren beurteilt:

der Bedarf des Landes an Hilfe: 
Armutssituation und Zustand der Umwelt
die vom Land erhaltene Unterstützung: 
Tätigkeit anderer Hilfeleistender sowie Niveau 
der Entwicklungsfinanzierung, gemeinsame 
Programmierungsprozesse, die Rolle 
multilateraler Akteure und der EU
die politische Situation des Landes 
und die Eigenverantwortung: die 
Menschenrechtssituation, die eigenen 
Maßnahmen des Landes zur Lösung der 
Entwicklungsherausforderungen und zur 

Schaffung einer positiven Atmosphäre, die 
Rolle und die Tätigkeitsvoraussetzungen der 
Bürgergesellschaft
der Mehrwert, der von Finnland geboten 
werden kann, und die administrativen 
Voraussetzungen für eine erfolgreiche Tätigkeit
die Stellung der entwicklungspolitischen 
Prioritäten Finnlands in den 
Entwicklungsplänen des Landes.

Langzeitige Partnerländer

In den langzeitigen Partnerländern verpflichtet sich 
Finnland zu einer langfristigen, zielorientierten 
Zusammenarbeit, ausgehend von den eigenen Bedürf-
nissen dieser Länder, von der starken nationalen Füh-
rerschaft und den Entwicklungsplänen und auf der 
Grundlage der eigenen Prioritäten in Ergänzung zu 
der Unterstützung durch andere Hilfeleistende.

In manchen langzeitigen Partnerländern kon-
zentriert Finnland sich auf programmbasierte 
Zusammenarbeit und politischen Dialog mit der 
Gemeinschaft der übrigen Hilfeleistenden und 
dem Partnerland und beteiligt sich an delegierter 
Zusammenarbeit, was eine starke Präsenz voraus-
setzt. Diesen Ländern lässt Finnland auch Budget-
hilfe zukommen. Um die Effektivität zu stärken, 
strebt Finnland in denen für es wichtigen Gebieten 
der programmbasierten Zusammenarbeit die Rolle 
des Haupthilfeleistenden an.

Unsere langzeitigen Partnerländer sind Äthiopien, 
Kenia, Mosambik, Nepal, Nicaragua, Sambia, Tan-
sania und Vietnam.

In den langzeitigen Partnerländern werden mehr-
jährige Teilnahmepläne aufgestellt. In den Län-
dern mit gemeinsamer Programmierung basiert 
ein solcher Teilnahmeplan bezüglich Finnlands auf 
der Umsetzung des betreffenden Dokuments der 
gemeinsamen Programmierung. In dem Teilnahme-
plan wird die von Finnland geleistete Zusammenar-
beit regelmäßig untersucht. 

Partnerländer, die sich von gewalttätigen Krisen 
erholen

In mehreren Partnerländern Finnlands ist eine mili-
tärische Krise im Gange, oder man hat die Krise 
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gerade erst überwunden. Die Unterstützung die-
ser Länder setzt einen ganzheitlichen Ansatz und 
eine Partnerschaft voraus, bei der das militärische 
und zivile Krisenmanagement sowie die Entwick-
lungszusammenarbeit und die humanitäre Hilfe zur 
Erzielung der bestmöglichen Gesamtwirkung mit-
einander koordiniert werden. Die Formen der Ent-
wicklungszusammenarbeit sind in den Gesellschaf-
ten mit gewalttätigen Krisen genau zu erwägen. In 
verschiedenen Phasen der Krise kommen unter-
schiedliche Verfahrensweisen zum Einsatz. Bei 
der Zusammenarbeit nach der Krise hat man sich 
zunächst besonders auf die Stabilisierung der Ver-
hältnisse zu konzentrieren, indem man den Frie-
densprozess unterstützt. 

In den Ländern, die sich von Krisen erholen, kon-
zentriert sich Finnland besonders darauf, die Beile-
gung der Krise zu unterstützen und die Verhältnis-
se in dem Land zu stabilisieren. In diesen Ländern 
kann Finnland auch humanitäre Hilfe leisten. In 
den Krisenländern und -gebieten arbeiten wir eng 
mit der EU, mit sonstigen multilateralen Akteu-
ren sowie mit anderen bilateralen Hilfeleistenden 
zusammen. Solche Zusammenarbeitsländer und 
-gebiete sind zurzeit Afghanistan, Bosnien-Herze-
gowina, der Kosovo, der Sudan und die palästinen-
sischen Gebiete. 

Befristete Zusammenarbeit

Finnland leistet Zusammenarbeit von befristeter 
Dauer in Ländern, die zum Beispiel wegen Naturka-
tastrophen oder enormen gesellschaftlichen Umwäl-
zungen internationale Unterstützung benötigen. 
Die diesen Ländern geleistete Hilfe basiert auf einen 
plötzlich gewachsenen Hilfebedarf. Die Operatio-
nen in diesen Ländern sind sorgfältig zu planen, um 
zu vermeiden, dass das schwankende Niveau der 
Hilfeleistungen zu Instabilität führt. 

Die Zusammenarbeit basiert in diesen Ländern auf 
einem gründlichen Plan, in dem der Terminplan, die 
Ziele, die Kanäle und die Dauer der Hilfeleistungen 
sowie die Fortsetzung der Zusammenarbeit nach dem 
Planungszeitraum spezifiziert werden. Die befristete 
Zusammenarbeit kann auch mit der Startphase einer 
thematischen Kooperation oder mit dem Übergang 
von programmbasierter Zusammenarbeit zu sonsti-
gen Kooperationsformen zusammenhängen. 

Beispiele für befristete Zusammenarbeit sind die Hil-
feleistungen, die man den südostasiatischen Ländern 
nach dem Tsunami oder Pakistan nach dem Erdbe-
ben erteilt hat, oder die Unterstützung Südafrikas 
nach dem Übergang zu einer Mehrheitsherrschaft.

Regionale und thematische Zusammenarbeit

Thematische und regionale Zusammenarbeit ergänzt 
die übrigen Kanäle der Hilfeleistungen. 

Bei thematischer Zusammenarbeit konzentriert 
man sich auf aus finnischer Sicht wichtige Sektoren, 
und zwar versucht man vor allem, eine nachhalti-
ge Entwicklung zustande zu bringen. Beispiele für 
solche Programme sind die Förderung nachhaltiger 
Landwirtschaft und Industrie, die Kooperation auf 
den Sektoren Wasser, Umwelt und Klima, der Auf-
bau einer Informationsgesellschaft, die Stärkung der 
Handelskapazität, die Förderung der sozialen Sta-
bilität, die Verhütung von Krisen und die Unterstüt-
zung der Friedensprozesse. Bei der thematischen 
Zusammenarbeit werden Effektivität und Ergeb-
nisse angestrebt, indem man sich auf solche Bereiche 
konzentriert, in denen Finnland über ein besonderes 
Know-how verfügt. 

Für gewöhnlich wird thematische Zusammenar-
beit über regionale Zusammenarbeit realisiert. Die 
Ansätze der regionalen Zusammenarbeit sind die 
deutliche Fokussierung auf einen Sektor sowie sol-
che Ziele, die die regionale Integration unterstüt-
zen. Bei der regionalen Zusammenarbeit ist es wich-
tig, dass die Operationen einen spezifisch regionalen, 
grenzüberschreitenden Ansatz haben. 

In den Plänen für die regionale Zusammenarbeit 
werden die regional tätigen Akteure sowie die The-
men und Ziele der Zusammenarbeit evaluiert. Dieses 
geschieht in enger Kooperation mit den regionalen 
Organisationen und multilateral tätigen Akteuren.

Die hauptsächlichen Ziele der von Finnland betrie-
benen regionalen Zusammenarbeit sind zurzeit das 
Mekong-Delta, Mittelamerika, die Anden-Region, 
das südliche Afrika, das Horn von Afrika, der West-
balkan, Südkaukasien, das Mittelmeergebiet sowie 
die AKP-Länder (Afrika, Karibik und Pazifik) die 
in das Wirtschaftliche Partnerschaftsabkommen 
(Economic Partnership Agreement, EPA) mit ein-
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bezogen worden sind. Zurzeit wird die Verstärkung 
der Zusammenarbeit in Zentralasien geplant. 

Veränderungen in den Partnerländern

Zu Beginn einer Programmperiode arbeitet die finni-
sche Regierung eine umfassende Studie über alle zen-
tralen Partnerländer aus, in der die Rolle Finnlands 
und der von Finnland eingebrachte Mehrwert im 
Rahmen der Gemeinschaft der Hilfeleistenden, der 
Bedarf des jeweiligen Landes an Hilfe und der Bedarf 
weiterer Hilfeleistungen evaluiert werden. So wird 
zum Beispiel bei Vietnam untersucht, ob es wegen 
der starken wirtschaftlichen Entwicklung des Landes 
angebracht ist, von der langfristigen Entwicklungszu-

sammenarbeit zwischen den Regierungen zu anderen 
Formen der Kooperation überzugehen. Andererseits 
können solche Länder, die in der Praxis bereits über 
längere Zeit hinweg Hilfe erhalten haben, aufgrund 
der Studie zu langzeitigen Partnerländern erklärt 
werden. In der Studie werden zudem die Vorausset-
zungen dafür untersucht, mit möglichen neuen Part-
nerländern eine Zusammenarbeit einzuleiten. 

Die Veränderungen, die sich in den Partnerländern 
vollziehen, können nicht plötzlich oder unvorher-
sehbar eintreten. Der Übergang von einer Langzeit-
Partnerschaft zu neuen Kooperationsformen erfolgt 
in einer verantwortlichen und planmäßigen Weise. 
Wenn Finnland in einem Land die Entwicklungszu-

Die heutigen Entwicklungsbedürfnisse sind in einer solchen Weise zu befriedigen, dass die Fähigkeiten der zukünftigen 
Generationen, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen, nicht gefährdet werden. Peru. Foto: Matti Nummelin
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sammenarbeit reduziert, so wird gemeinsam mit dem 
Partnerland eine Übergangsstrategie für die nächsten 
Jahre aufgestellt. Darin werden der neue Inhalt der 
Zusammenarbeit sowie die Komplementarität der 
übrigen Hilfeleistenden in den für Finnland wichti-
gen Gebieten der Zusammenarbeit untersucht. Bei 
derartigen Veränderungen richtet sich die finnische 
Regierung nach den besten Praktiken, die im Jahre 
2007 vom Europäischen Rat angenommen wurden. 

Viele Instrumente der Entwicklungszusammen-
arbeit Finnlands – zum Beispiel die thematische 
Zusammenarbeit, die Unterstützung durch Nicht-
regierungsorganisationen, die Geldmittel für loka-
le Zusammenarbeit, die konzessionären Kredite und 
das Geschäftspartnerschaftsprogramm – lassen sich 
auch in anderen Ländern als in den eigentlichen Part-
nerländern einsetzen.

5.5. Nichtregierungsorganisationen

Im Jahre 2006 wurde von der finnischen Regierung 
eine neue Politik betreffend die Nichtregierungsor-
ganisationen angenommen. Die Nichtregierungsor-
ganisationen spielen innerhalb der Gesamtheit der 
finnischen Entwicklungspolitik eine wichtige Rol-
le. Die von diesen Organisationen geleistete Entwick-
lungszusammenarbeit ergänzt die offizielle bi- und 
multilaterale sowie die im Rahmen der EU geleiste-
te Entwicklungszusammenarbeit. Der von den Nicht-
regierungsorganisationen eingebrachte Mehrwert 
besteht in den direkten Kontakten an der Basis sowie 
in ihrer wertvollen Arbeit, die sie für die Stärkung der 
Zivilgesellschaft in den Entwicklungsländern leisten.

Bei der Entwicklungszusammenarbeit mit den 
Nichtregierungsorganisationen ist es das Ziel der 
finnischen Regierung, die Effektivität der Tätigkeit 
und die Kapazität der Organisationen zu verstärken 
sowie die Qualität und Effizienz der Entwicklungs-
zusammenarbeit durch Schulung zu verbessern. 

Die Nichtregierungsorganisationen sollten nach 
Möglichkeit die Realisierung der im Regierungspro-
gramm und im entwicklungspolitischen Programm 
der Regierung aufgeführten Prinzipien in ihren eige-
nen Programmen zur Entwicklungszusammenarbeit 
unterstützen. Zudem sollte die Kooperation unter den 
Nichtregierungsorganisationen verstärkt werden.

5.6. Humanitäre Hilfe

Die von Finnland geleistete humanitäre Hil-
fe basiert auf den 23 Prinzipien der Guten huma-
nitären Geberschaft (Good Humanitarian Donor-
ship, GHD), zu denen Finnland sich zusammen mit 
den übrigen OECD-Ländern verpflichtet hat. Das 
wichtigste Prinzip der Guten humanitären Geber-
schaft besteht darin, dass die Finanzierung in Rela-
tion zu dem Bedarf und aufgrund einer Bedarfsana-
lyse ausgerichtet wird. 

Die von Finnland angenommenen Ausgangsbedin-
gungen für humanitäre Hilfe sind in dem interna-
tionalen humanitären Recht, in den internationalen 
Menschenrechtsverträgen und in dem internatio-
nalen Flüchtlingsrecht definiert. Hilfe wird unter 
Befolgung der Prinzipien der Humanität, der 
Gleichwertigkeit, der Unparteilichkeit und der 
Unabhängigkeit erteilt. Finnland setzt sich im Rah-
men der EU und auf globaler Ebene für die Einhal-
tung dieser Prinzipien ein. 

Bei der Realisierung der von Finnland geleisteten 
humanitären Hilfe wird die multilaterale Zusam-
menarbeit mit den UN-Organisationen und den 
großen finnischen Nichtregierungsorganisationen 
als zentrale Kanäle der Hilfeleistungen betont. Bei 
der humanitären Hilfe unterstützt Finnland die 
führende Rolle der UNO und die in dieser Orga-
nisation durchgeführte Reform des Systems der 
humanitären Hilfe. Die finnische Regierung setzt 
die im Jahre 2007 angenommene Strategie der 
humanitären Hilfe um, die sich auf die Prinzipien 
der Guten humanitären Geberschaft gründen.

Der Klimawandel, die Urbanisierung und das 
Bevölkerungswachstum haben die Anfälligkeit 
der Menschheit für Naturkatastrophen erhöht. 
Finnland betont die Bedeutung der Evaluierung 
der Umweltauswirkungen der humanitären Hil-
fe sowie die ganzheitliche Berücksichtigung der 
Fragen des Alters und Geschlechts. Ein besonde-
res Augenmerk wird auf die speziellen Bedürfnisse 
von Frauen und Kindern gelegt. Das Kontinuum 
von Sicherheit im weiten Sinne, humanitärer Hilfe 
und sonstiger Entwicklungszusammenarbeit wird 
verstärkt. Die humanitäre Minenräumung schafft 
die Voraussetzung für die Entwicklung und ent-
spricht auch dem Konzept des Kontinuums.
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Verwaltung und Ressourcen 6

6.1. Entwicklung

Die Veränderungen der Entwicklungszusammen-
arbeit in den Partnerländern stellen die Verwaltung 
der Entwicklungszusammenarbeit vor neue Her-
ausforderungen. Bei der Kooperation der Hilfeleis-
tenden spielen die Botschaften eine immer größe-

re Rolle, und die Einflussnahme erfolgt durch die 
gemeinsamen lokalen Programmierungsprozesse. 
Die Arbeitsteilung zwischen den Botschaften und 
den Ministerien wird weiterentwickelt, und den 
Botschaften wird in der Entwicklungszusammen-
arbeit mehr Entscheidungsgewalt und Verantwor-
tung zugewiesen. 

Das Management der Entwicklungszusammenarbeit ist in einer solchen Weise weiterzuentwickeln, dass man den neuen 
Herausforderungen der Entwicklungspolitik begegnen kann. Foto: Marja Airio/Lehtikuva
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Das Ministerium für Auswärtige Angelegenhei-
ten ist dabei, sein Verwaltungssystem umzustruk-
turieren, um den neuen Herausforderungen der 
Entwicklungspolitik zu begegnen. Dieses setzt die 
Beherrschung großer Komplexe, die Kenntnis der 
neuen Akteure in der Entwicklungspolitik sowie 
eine umfassende multiadministrative Kooperati-
on voraus. Die Arbeitsteilung zwischen den Ver-
waltungssektoren wird deutlicher gestaltet, und die 
entwicklungspolitische Verantwortung wird auf 
das Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
konzentriert.

Die Einhaltung der im Regierungsprogramm 
gestellten quantitativen und qualitativen Anfor-
derungen setzt eine Verstärkung der Verwaltung 
voraus. Die finnische Regierung reserviert von den 
ansteigenden Geldmitteln für Entwicklungszusam-
menarbeit einen Teil (maximal 5 %) dafür, die Qua-
lität der Tätigkeit zu verbessern und bei Bedarf das 
Personal aufzustocken. Der Bedarf an mehr Perso-
nal kann indes dank der vom Ministerium gestar-
teten und durchgeführten Entwicklungsprojek-
te gemäß des staatlichen Produktivitätsprogramms 
minimiert werden.

Finnland macht zunehmend Gebrauch von den 
Verfahrensweisen, die in verschiedenen Kooperati-
onsorganen der Hilfeleistenden (zum Beispiel in der 
UNO, der OECD, Nordic+ und die EU) entwickelt 
worden sind. Manche von ihnen bilden die Grund-
lage zum Beispiel für die Arrangements der gemein-
samen Finanzierung, so dass sie auch die Tätigkeit 
Finnlands steuern. Die Planungs- und Verwaltungs-
systeme der Entwicklungszusammenarbeit Finn-
lands werden ständig weiterentwickelt. Das Ziel ist, 
dass Finnland in flexibler Weise mit den übrigen 
nordischen Ländern und den gleich gesinnten Hil-
fegebern kooperieren kann. Diese Veränderungen 
setzen auch Zusammenarbeit mit den anderen fin-
nischen Behörden voraus. 

6.2. Know-how

Das Ministerium für Auswärtige Angelegenhei-
ten verstärkt sein entwicklungspolitisches Können 
und investiert in die Schulung. Die Veränderun-
gen in den Vorgangsweisen der Entwicklungspo-
litik schaffen das Bedürfnis dafür, in der Verwal-

tung ein neuartiges Know-how und Verständnis 
zu entwickeln. Dieses wiederum setzt eine umfas-
sendere und tiefere Kenntnis der Gesellschaft und 
der öffentlichen Verwaltung in den Partnerländern 
voraus. 

6.3 Information und 
Entwicklungserziehung

Die nationale Zusammenarbeit in der Entwicklungs-
politik setzt eine transparente Informationspolitik 
und eine langfristig angelegte Entwicklungserzie-
hung im eigenen Land voraus. Die Information und 
Entwicklungserziehung werden zurzeit reformiert, 
und für sie wird ein Tätigkeitsplan aufgestellt. Die 
umfassende und langfristige Informationstätigkeit, 
die sich an die Schulen und andere Bezugsgruppen 
richtet, wird vermehrt. Bei der Entwicklungsinfor-
mation und -erziehung werden Fragen der globalen 
Entwicklung in den Schulen und in der übrigen fin-
nischen Gesellschaft zur Sprache gebracht. Hierfür 
benötigt man eine gute Zusammenarbeit zwischen 
verschiedenen Behörden, Organisationen und der 
Privatwirtschaft.

6.4. Finanzierung und sonstige 
Ressourcen

In der Pariser Deklaration wurden Prognosen als 
ein wichtiges Ziel herausgestellt, und von daher hat 
die Anzahl der Vollmachten die planmäßige Ver-
wirklichung der Entwicklungszusammenarbeit zu 
gewährleisten. Bei der Reformierung der Haushalts-
struktur besteht ein Ziel darin, den schnellen und 
flexiblen Einsatz von Geldmitteln zu ermöglichen. 
Überraschend eintretender Bedarf an humanitä-
rer Hilfe muss befriedigt werden können, ohne dass 
die übrigen Finanzierungsmechanismen dadurch 
gestört werden. Die Flexibilität der Finanzierung 
soll weiter verbessert werden. 

Finnland unterstützt aktiv die Arbeit der OECD 
zur Definierung der Offiziellen Entwicklungszu-
sammenarbeit (ODA) in der Weise, dass die für die 
Entwicklungszusammenarbeit bereitgestellten Gel-
der ausdrücklich und in transparenter Weise auf 
eine echte Lösung von globalen Entwicklungspro-
blemen ausgerichtet werden.
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Umsetzung, Monitoring und Evaluierung 7

Das Entwicklungspolitische Programm wird in den 
Finanz- und Tätigkeitsplänen der Abteilungen des 
Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten und 
der Botschaften realisiert; es wird also kein separater 
Umsetzungsplan aufgestellt. Das Ministerium führt 
die endgültige Evaluierung des Programms durch.

Durch ständiges Monitoring der Tätigkeit wird 
sichergestellt, dass die gesteckten Ziele und Prinzi-

pien verwirklicht werden. Das Monitoring des Ent-
wicklungspolitischen Programms wird so eingerich-
tet, dass man den Fortschritt seiner Umsetzung in 
einer Weise verfolgen kann, welche einen interna-
tionalen Vergleich ermöglicht. Für das Monitoring 
werden bestimmte Indikatoren festgesetzt. 

Die Evaluierung und die interne Revision liefern 
zur Unterstützung der Beschlussfassung die benö-

Finnland macht zusammen mit seinen Partnerländern solche Regionen ausfindig, in denen es am meisten zu geben 
hat. Bei der Unterstützung der Entwicklungsprogramme der Partnerländer wird die Nutzung der Fachkenntnisse und 
Erfahrungen der Finnen betont. Sambia. Foto: Matti Nummelin
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tigten unabhängigen Daten über die Effizienz der 
Entwicklungspolitik und die Qualität der Ergeb-
nisse sowie über den zweckmäßigen Umgang und 
Gebrauch der für einen bestimmten Zweck bereit-
gestellten Geldmittel. Die Tätigkeit ist ein Teil der 
umfassenden entwicklungspolitischen Rechen-
schaftspflicht. In dieser Regierungsperiode kommen 
die Übergangsprozesse, diverse alles umfassende 
Themen, die Zusammenarbeit mit den Nichtregie-
rungsorganisationen, die regionale Zusammenar-
beit, die Landwirtschaft und die Entwicklung der 
ländlichen Gegenden sowie der Aspekt der Sicher-
heit und Entwicklung zur Sprache. Finnland betei-
ligt sich zudem an der internationalen Evaluierungs-
tätigkeit. Bei der Revision konzentriert man sich auf 
die Identifizierung von Risiken, das Risikomanage-
ment und die operative Revision. 

Das Komitee für Entwicklungspolitik, das die fin-
nische Gesellschaft recht weitgehend repräsentiert, 
hat eine wichtige Aufgabe beim Monitoring des 

Entwicklungspolitischen Programms. Das Komitee 
stellt jährlich eine Evaluation zur Realisierung des 
Entwicklungspolitischen Programms auf. 

Das finnische Parlament spielt eine zentrale Rolle 
beim Monitoring. Das Ministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten liefert dem Parlament jährlich einen 
Bericht über die Entwicklungspolitik und Entwick-
lungszusammenarbeit, in dem über die verwirklichte 
Tätigkeit Bericht erstattet wird und die Ziele für die 
Zukunft vorgebracht werden. Im Zusammenhang 
mit der Behandlung des Berichts führt das Parlament 
eine Diskussion und nimmt zu der Ausrichtung der 
Tätigkeit Stellung. Zur Gewährleistung der Kohä-
renz sind bei der Erstellung des Berichts alle Minis-
terien beteiligt, die sich an der Umsetzung der Ent-
wicklungspolitik beteiligen. Dem Parlament wird 
zudem die vom Komitee für Entwicklungspolitik 
angestellte Evaluierung zugestellt. Ferner wird die 
Entwicklungspolitik im Zusammenhang mit dem 
Haushaltsplan des Staates behandelt. 



Titelbild: Eine Studentin der Naturwissenschaft aus Sambia   
macht sich mit der Elektrolehre vertraut. 
Foto: Giacomo Pirozzi/Panos Pictures
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